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Während die Berichte früher jeweils ein breites Spektrum von Themen abdeckten, behandeln sie
seit dem zehnten Bericht wechselnde Schwerpunktthemen. Die beiden letzten Berichte hatten die Ent-
wicklung in der Industrie und im Dienstleistungssektor zum Thema. Der zwölfte Bericht befaßt sich
mit der Erneuerung und Modernisierung des Kapitalstocks in den neuen Bundesländern. Im Mittel-
punkt stehen eine Bestandsaufnahme der Entwicklung von Investitionen und Anlagevermögen sowie
eine kritische Analyse der Determinanten des Potentialwachstums und der Konzepte der Investitions-
förderung.
I. Wachstums- und Beschäftigungseffekte von Investitionen:
Einige grundsätzliche Überlegungen
Der wirtschaftliche Neuaufbau in den ostdeut-
schen Bundesländern kommt inzwischen zügig
voran. Doch noch liegt das Ziel, gleiche Le-
bensbedingungen wie in den westdeutschen
Bundesländern zu erreichen, in weiter Ferne.
Vor allem die hohe Arbeitslosigkeit lastet
schwer auf den Menschen. Zwar ist die Wende
am Arbbeitsmarkt inzwischen erreicht: Der Ab-
bau unproduktiver Arbeitsplätze wird durch das
Entstehen neuer, hochwertiger Arbeitsplätze
ausgeglichen. Aber damit kann niemand zufrie-
den sein. Es bedarf weit mehr als einer Million
zusätzlicher Arbeitsplätze, damit alle Arbeitsu-
chenden eine Beschäftigung finden können.
Auf welche Weise neue Arbeitsplätze ge-
schaffen werden können, ist im Grundsatz nicht
strittig: und zwar durch Investitionen. Aller-
dings müssen Investitionen sich rechnen, und
das heißt, einen ausreichenden Gewinn verspre-
chen. Folglich müssen die Rahmenbedingungen
stimmen. Hohe Lohnkosten, steigende Steuer-
sätze und Zinsen belasten das Investitionskal-
kül. Ahnliches gilt auch für bürokratische
Hemmnisse und Defizite bei der Infrastruktur.
Sie verschaffen einer Region Standortnachteile.
Potentielle Investoren werden sich dann mögli-
cherweise woandershin orientieren, nämlich
dorthin, wo sie bessere Rahmenbedingungen
vorfinden.
Die Rahmenbedingungen in den östlichen
Bundesländern waren anfangs alles andere als
gut. Es war zu befürchten, daß die Investitions-
bereitschaft nur verhalten sein würde. Die Wirt-
schaftspolitik entschied sich deshalb frühzeitig
dafür, Investitionen im Osten massiv zu för-
dern, und sie hat damit beachtliche Erfolge er-
zielt: In den viereinhalb Jahren seit der wirt-
schaftlichen Vereinigung wurden in den ost-
deutschen Bundesländern rund 500 Mrd. DM
investiert — in die Modernisierung der Be-
triebe, in den Ausbau der Verkehrswege und
Kommunikationsnetze sowie in die Sanierung
des Wohnungsbestandes. Doch es gibt auch
kritische Stimmen, die auf mögliche Fehlent-
wicklungen hinweisen:
- Es werde nicht immer an den richtigen
Stellen investiert: zuviel in distributiven
Bereichen und zuwenig in produzierenden
Bereichen, und
- es werde oftmals mit falscher Zielrichtung
investiert: zuviel, um Arbeitsplätze weg-
zurationalisieren, und zuwenig, um vor-
handene Arbeitsplätze zu erhalten und um
neue Arbeitsplätze zu schaffen.
In der Tat stellen sich einige Fragen: Wie
sind das Tempo und das Muster der Investi-
tionstätigkeit in den neuen Bundesländern zubeurteilen? Wo sind weiterhin Rückstände, wo
Übertreibungen zu verzeichnen? Ist nicht in
vielen Fällen übermäßig subventioniert wor-
den? Was sind die Ursachen für Fehlentwick-
lungen, und was muß geschehen, um sie zu
korrigieren? Auf diese und ähnliche Fragen
sollen in diesem Bericht Antworten gegeben
werden.
1. Wirtschaftliche Aufholprozesse im
Lichte der neuen Wachstums-
theorie
Die Kapitalakkumulation ist der Schlüssel zu
Wachstum und Beschäftigung: Je mehr inve-
stiert wird, desto modemer und leistungsfähiger
ist das Produktionspotential einer Volkswirt-
schaft. Das verschafft Vorteile im internationa-
len Wettbewerb und ist die Basis für hohe und
steigende Einkommen sowie für sichere Ar-
beitsplätze. Die traditionelle Wachstumstheorie,
die bis Mitte der achtziger Jahre die Diskussion
beherrschte, hatte vor allem die Akkumulation
von Sachkapital im Blick. Danach beruhen Ein-
kommensunterschiede in der Welt auf einer
unterschiedlichen Kapitalausstattung der Ar-
beitsplätze. Bedeutsame historische Entwick-
lungen wie das Aufholen der westeuropäischen
Industrieländer und Japans gegenüber den Ver-
einigten Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg
lassen sich mit Hilfe der traditionellen Theorie
recht gut erklären. Aber es gibt andere Entwick-
lungen, die nicht in dieses Schema passen.
Nicht immer resultieren Unterschiede im Ein-
kommensniveau oder im Einkommenswachs-
tum zwischen Ländern und Regionen allein aus
Unterschieden in der Kapitalausstattung oder
der Kapitalakkumulation, und ähnliches gilt
auch für unterschiedliche Wachstumsraten. So
haben die ehemals sozialistischen Länder, die
DDR eingeschlossen, zeitweise einen ver-
gleichsweise hohen Anteil des Volkseinkom-
mens investiert und dennoch nicht zum Westen
aufschließen können. Nach der neuen Wachs-
tumstheorie, die sich in den letzten Jahren aus
der Kritik an der traditionellen Theorie heraus
entwickelt hat,
2 zählen zu den Faktoren, die
neben der Sachkapitalakkumulation das Wachs-
tum einer Volkswirtschaft bestimmen insbeson-
dere, in welchem Maß ein Land
- über qualifizierte Arbeitskräfte verfügt,
- technisches Wissen hervorbringt oder von
anderswo attrahieren kann,
- sogenannte Lernkurveneffekte zu realisie-
ren vermag, das heißt, im Umgang mit
neuen Technologien Erfahrungen sammelt
und daraus Nutzen zieht.
Die neue Wachstumstheorie versucht somit
den Kapitalbegriff weiter zu fassen, indem sie
neben der Ausstattung mit Sachkapital, auch
die Ausstattung mit Humankapital einbezieht.
Sie greift dabei auf das Konzept der externen
Erträge als Folge von Spill-over-Effekten aus
der Akkumulation von Humankapital zurück:
Die Verfügbarkeit von Humankapital verschafft
den Investoren einen Nutzen, für den sie kein
entsprechendes Entgelt zu zahlen brauchen.
Solche externen Erträge rühren beispielsweise
aus der räumlichen Bündelung von Forschungs-
und Entwicklungsaktivitäten her. Aus der Sicht
der neuen Wachstumstheorie ist es deshalb von
entscheidender Bedeutung, daß die Standorte in
Ostdeutschland zu Keimzellen neuer Agglome-
rationen mit einer leistungsfähigen Forschung
und Entwicklung werden. Nur dann kann der
Investitionsschub zu einem dauerhaften Wachs-
tumsprozeß führen.
3 Daraus folgt, daß die tradi-
tionelle Sichtweise mit ihrer einseitigen Fixie-




Es gehört zu den Erfahrungen der letzten Jahre,
daß der Umbau der sozialistischen Planwirt-
schaft zu einer Marktwirtschaft in Ostdeutsch-
land im ersten Schritt zur Zerstörung von gro-
ßen Teilen des Produktionspotentials führt.
Dies wird häufig in den neuen Bundesländern
mit Bitterkeit registriert. Viele Menschen arg-
wöhnen, daß einzelne Betriebe und ganze
Standorte nur deshalb „platt gemacht" wurden,
um westdeutschen Unternehmen lästige Kon-kurrenz vom Halse zu schaffen. In einigen Fäl-
len mag das tatsächlich so gewesen sein. Aber
in der Mehrzahl der Fälle sind die ostdeutschen
Kombinate und Betriebe keine Konkurrenten
für die westdeutschen Unternehmen gewesen,
denn sie befanden sich in einem desolaten Zu-
stand. Dies muß letztlich der sozialistischen
Mißwirtschaft angelastet werden:
- Die Produktionsanlagen waren in hohem
Maße verschlissen, denn ihre Erneuerung
war stark vernachlässigt worden. Der im
Vergleich zu anderen RGW-Ländern hohe
Lebensstandard der DDR-Bevölkerung
ging immer mehr zu Lasten der Investitio-
nen. Er wurde letztlich aus der Substanz
finanziert.
- Die Ausrüstungen entsprachen nur selten
dem Stand der Technik. Auch in soge-
nannten Schlüsselindustrien (wie in der
Mikroelektronik) betrug der Rückstand in
der Produktionstechnologie gegenüber
dem Westen viele Jahre. Hinzu kam, daß
aufgrund der mengenorientierten Planung
und der falschen Preise Produktionstech-
niken zum Einsatz kamen, die nach Effi-
zienzmaßstäben viel zu kostspielig waren.
Der Material- und Energieeinsatz sowie
die Umweltbelastung waren extrem hoch,
die Anreize zu Produkt- und Prozeßinno-
vationen waren minimal.
- Die Produktion war in hohem Maße auf
den Bedarf der osteuropäischen Länder
ausgerichtet. Im Rahmen der sozialisti-
schen Arbeitsteilung waren der DDR-
Wirtschaft häufig bestimmte Aufgaben
zugewiesen, die nicht im Einklang mit ih-
ren komparativen Vorteilen standen. Aus
heutiger Sicht war die DDR-Wirtschaft
sogar hochgradig fehlspezialisiert. Sie be-
saß eine Produktionsstruktur, die mehr zu
einem Schwellenland als zu einem hoch-
entwickelten Industrieland paßte. Es war
viel Kapital in Produktionen gebunden, für
die es auf dem Weltmarkt keine Absatz-
chancen gab. Hinzu kam, daß die meisten
Produkte qualitativ nicht wettbewerbsfä-
hig waren. Folglich gingen mit der Öff-
nung der Grenze die Absatzmärkte schlag-
artig verloren.
Hoher Verschleiß, technologische Rück-
ständigkeit und Fehlspezialisierung — das zu-
sammen schlug sich in einer vergleichsweise
geringen Arbeitsproduktivität nieder. Sie betrug
nach-heutigen Erkenntnissen weniger als ein
Drittel der Arbeitsproduktivität in der Bundes-
republik. Damit hätte die DDR-Wirtschaft fer-
tig werden können, wenn die Löhne entspre-
chend niedrig gewesen wären. Das waren sie
aber schon damals nicht, und darüber hinaus
setzte die Lohnpolitik nach der Wende auf ra-
sche Lohnsteigerungen. Die meisten Betriebe
gerieten in die Kostenklemme. Auf diese Weise
sind viele Produktionsanlagen ökonomisch
entwertet worden, die sonst durchaus noch
nutzbar gewesen wären.
Der Übergang zur Marktwirtschaft ist des-
halb treffend als ein „Angebotsschock" be-
zeichnet worden. Er hat einen großen Teil des
Produktionspotentials in Ostdeutschland ein für
allemal unbrauchbar gemacht. In dieser Hin-
sicht besteht ein großer Unterschied zur Situa-
tion in Westdeutschland nach dem Ende des
Zweiten Weltkriegs. Damals war der Kapital-
stock in der Grundsubstanz erhalten geblieben,
und angesichts der gegebenen Währungs- und
Lohnverhältnisse zu großen Teilen weiterhin
ökonomisch nutzbar. Die Schäden, die der
Krieg an Produktions- und Verkehrsanlagen
angerichtet hatte, konnten mit verhältnismäßig
geringen Investitionen rasch beseitigt werden:
Zerbombte Fabrikgebäude konnten wiederauf-
gebaut, beschädigte oder demontierte Maschi-
nen repariert oder ersetzt, Brücken instand ge-
setzt werden. Das hat der westdeutschen Wirt-
schaft über längere Zeit hohe Wachstumsraten
beschert, ohne daß es dazu einer entsprechend
hohen Kapitalakkumulation bedurft hätte. Die
Investitionsquote, gemessen als Anteil der In-
vestitionen am Sozialprodukt, war damals zwar
hoch, aber das Sozialprodukt selbst in Relation
zum Kapitalstock niedrig. In den fünfziger Jah-
ren ergab sich die in der neueren Wirtschaftsge-
schichte beispiellose Situation, daß der durch-
schnittliche Kapitalkoeffizient, das Verhältnisvon Bruttoanlagevermögen zu Bruttosozialpro-
dukt, sank.
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In den neuen Bundesländern war die Aus-
gangslage eine andere. Dort galt es, das Pro-
duktionspotential in weiten Teilen gänzlich neu
aufzubauen. Dies erklärt den überaus großen
Investitionsbedarf, und es erklärt zugleich den
langen Zeitraum, der für die Angleichung der
Lebensverhältnisse veranschlagt werden muß.
3. Produktivitätseffekte von
Investitionen
Investitionen können nicht nur neue Arbeits-
plätze schaffen, sondern auch vorhandene Ar-
beitsplätze sichern. Die Installation neuer Anla-
gen erhöht auch die Produktivität der Arbeits-
plätze, denn fast immer kommen dabei neueste
Techniken zur Anwendung, die den herkömmli-
chen überlegen sind. Investitionen bedeuten die
Einführung ertragreicherer Produktionsverfah-
ren — es läßt sich rationeller produzieren als
vorher. Das bringt dem einzelnen Unternehmen
Vorteile im Wettbewerb und schafft gesamt-
wirtschaftlich Einkommen.
Die Unternehmen in den östlichen Bundes-
ländern stehen in dieser Hinsicht vor großen
Herausforderungen. Sie müssen nicht nur den
Vorsprung der westlichen Unternehmen rasch
aufholen, sondern auch das hohe Modernisie-
rungstempo mitgehen, das diese vorlegen. Un-
ter dem Etikett „Re-engineering" werden die
Unternehmen derzeit weltweit durchrationali-
siert wie selten zuvor: Betriebsabläufe werden
optimiert, Fertigungslinien ausgelagert, For-
schungs-, Verkaufs- und Verwaltungsaktivitä-
ten gebündelt oder der Materialeinkauf ge-
strafft. Dabei werden beträchtliche Produktivi-
tätssprünge erzielt: Zuwächse von 20 vH oder
gar 30 vH innerhalb weniger Jahre sind nicht
selten.
Hohe Produktivitätszuwächse sind somit
nicht nur das Ergebnis hoher Sachkapitalinve-
stitionen, sondern auch von organisatorischen
Neuerungen, etwa wenn flexible Arbeitszeiten
eingeführt, starre Hierarchien aufgelöst oder er-
folgsabhängige Entlohnungssysteme etabliert
werden. Zahlreiche Erfolge des „Re-enginee-
ring" gehen sogar überwiegend auf Maßnahmen
zurück, die nur vergleichsweise geringe Investi-
tionsaufwendungen erfordern, wie etwa die
Verringerung von Durchlaufzeiten im Produk-
tionsprozeß, die Intensivierung der Zusammen-
arbeit mit Zulieferern, die Einschränkung der
Teilevielfalt oder die Bündelung der For-
schungsaktivitäten. Dabei scheint es in beson-
derem Maße zu gelingen, Verbundvorteile (eco-
nomies of scope) zu realisieren, nicht zuletzt
durch die Kooperation mit anderen Unterneh-
men.
Es ist bekannt, daß Verbundvorteile vor al-
lem aus der räumlichen Konzentration von Un-
ternehmen resultieren. Von Bedeutung sind da-
bei insbesondere formelle und informelle
Netzwerke etwa
- zwischen kleinen, mittleren und großen
Unternehmen, die direkt oder indirekt für
ähnliche Absatzmärkte produzieren und
die durch komplexe Zuliefer- und Abneh-
merbeziehungen untereinander verflochten
sind,
- zwischen dem Aktivitätszentrum und dem
Hinterland, wobei das Hinterland an den
Einkommen teilhat, die im Zentrum ge-
schaffen werden, während das Zentrum
von der Nachfrage profitiert, die das Hin-
terland entfaltet,
- zwischen privaten und komplementären
öffentlichen Investitionen, etwa wenn von
Investitionen in die Infrastruktur positive
Externalitäten ausgehen.
Beim Aufbau räumlicher Verbundnetze tun
sich die Unternehmen in den östlichen Bundes-
ländern teilweise noch schwer. Sie haben häu-
fig noch nicht die richtige Größe, das richtige
Produktionsprofil, die richtige Fertigungstiefe,
die richtigen Zuliefer- und Absatzbeziehungen
oder den richtigen Standort gefunden. Hier
stecken noch beträchtliche Produktivitätsreser-
ven. Um sie zu mobilisieren, müssen die Un-
ternehmen nicht notwendigerweise hohe Sum-
men in Sachanlagen investieren. Es fällt auf,
daß sich die Unternehmen im Osten bei ihren
Investitionen vielfach noch stark auf die Ferti-
gung konzentrieren. Es wird vor allem der Ma-
schinenpark modernisiert. Das Konzept der„economies of scope" erfordert jedoch, daß alle
strategischen Unternehmensbereiche ins Blick-
feld gerückt werden — so beim Aufbau einer
neuen Transferstraße auch der Materialeinkauf
und -zufluß, die Arbeitsvorbereitung, die inner-
betrieblichen Transportwege, die Qualitätskon-
trolle oder der Versand. Die Erfahrung lehrt,
daß Investitionen in diese „Peripherie" immer
wichtiger werden, während sie im „Zentrum",
der Fertigung, an Gewicht verlieren. Im
Vor- und Nachfeld der Produktion lassen sich
derzeit vielleicht die größten Rationalisierungs-
erfolge erzielen, weil dort der höchste Nachhol-
bedarf bei der Anwendung moderner Techniken
besteht.
Man muß sich von der verbreiteten Vorstel-
lung lösen, die Leistungsschwäche der ostdeut-
schen Unternehmen beruhe noch immer haupt-
sächlich auf verschlissenen und veralteten Pro-
duktionsanlagen. Unmittelbar nach der Wende
bestand — auch bei westlichen Investoren —
häufig die Illusion, es genüge, die herunterge-
wirtschafteten Betriebe zu modernisieren, also
mit moderner Technik und modernem
Know-how auszustatten, um sie wettbewerbs-
fähig zu machen. Es hat sich aber gezeigt, daß
damit allein die Probleme nicht in den Griff zu
bekommen sind. Es fehlen häufig die Produkte,
mit denen sich Märkte erschließen lassen. Neue
Produktionstechmken können in der Regel bei
anderen Unternehmen gekauft, neue Produkte
hingegen müssen von jedem Unternehmen
selbst hervorgebracht werden. Die Entwicklung
neuer Produkte ist zeitaufwendig, und sie ist
mit hohen Kosten und hohen Risiken verbun-
den. Sie erfordert in der Regel hohe Investitio-
nen in die Ausstattung der Forschungs- und
Entwicklungslabors, in den Bau von Ver-
suchs- und Testanlagen, in die Produktion von
Nullserien und nicht zuletzt in die Qualifikation
der Mitarbeiter. Wie Untersuchungen zeigen,
wird in neue Produkte in den ostdeutschen
Bundesländern nach wie vor zu wenig inve-
stiert.
5 Zahlreiche Betriebe halten sich weiter-
hin als verlängerte Werkbank über Wasser. Es
wirkt sich nun aus, daß nach der Wende die be-
triebliche Forschung und Entwicklung häufig
allzu stark eingeschränkt worden ist. Es gibt
bisher nur schwache Anzeichen dafür, daß sie
sich wieder regeneriert.
Verbundvorteile und externe Erträge, die pri-
vate Investitionen häufig erst lohnend machen,
rühren auch von staatlichen Investitionen in die
Infrastruktur her. Überdurchschnittlich gute
Verkehrs- und Kommunikationsnetze verschaf-
fen einer Region einen Standortvorteil. Neuere
Produktionskonzepte wie Just in time, Lean
production oder Outsourcing lassen sich nur
dort umsetzen, wo ein rascher und problemloser
Austausch von Gütern und Informationen mög-
lich ist. Das ist in den östlichen Bundesländern
bislang nur eingeschränkt der Fall, trotz be-
achtlicher Fortschritte in Teilbereichen.
6 Man-
che private Investition wird deshalb erst in Zu-
kunft voll rentabel werden, wenn die komple-
mentäre staatliche Infrastruktur geschaffen ist
— etwa wenn die „Flaschenhälse" im Straßen-
und Eisenbahnnetz erweitert oder beseitigt sind
oder wenn die Digitalisierung des Telefonnet-
zes abgeschlossen ist. Falls das gegenwärtige
Investitionstempo gehalten werden kann, dürf-
ten in den Bereichen Eisenbahn und Kommuni-
kation bis zum Ende des Jahrzehnts die west-
deutschen Standards fast erreicht werden. In
anderen Bereichen der wirtschaftsnahen Infra-
struktur, wie bei der Abwasserbeseitigung und
beim Straßennetz, wird die Anpassung länger
dauern.
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Vom Ausbau der Infrastruktur wird es maß-
geblich abhängen, ob sich in den östlichen
Bundesländern bedeutsame neue Industrie-
standorte herauskristallisieren. Bisher zeigt die
räumliche Verteilung der Investitionen noch ein
diffuses Bild. Zwar zeichnet sich eine Konzen-
tration der Investitionen entlang wichtiger
Hauptverkehrsachsen in den Randlagen der
Zentren ab, was die These vom Zusammenhang
zwischen Agglomerationsgrad und Investi-
tionsaktivitäten stützt.
8 Aber dieses Muster
wird auch durch einige Großprojekte beein-
flußt, die die Politik mitgestaltet hat und deren
Zukunft noch nicht gesichert ist.
94. Subventionen und Investitionen
Wieviel und mit welcher Zielrichtung Unter-
nehmen investieren, hängt von vielerlei ab: von
den Marktbedingungen, der technologischen
Entwicklung und nicht zuletzt von den Preisen
der Produktionsfaktoren. Sind die Lohnkosten
oder die Kapitalkosten im Vergleich zu den er-
warteten Erträgen zu hoch, dann unterbleiben
Investitionen. Für die östlichen Bundesländer
trifft das vielerorts zu. Die Wirtschaftspolitik
versucht das durch ein ganzes „Orchester" von
Instrumenten der Investitionsförderung zu über-
spielen. Damit verändert sie das Investitions-
kalkül — allerdings in manchen Fällen mögli-
cherweise anders als beabsichtigt. Die Erfah-
rung zeigt, daß Förderprogramme die Phantasie
der Investoren enorm beflügeln können. Es
werden auch Investitionen induziert, die nicht
mit den Intentionen der Programme im Ein-
klang stehen. Schießt die Förderpolitik über ihr
Ziel hinaus, besteht die Gefahr, daß viele In-
vestitionen über kurz oder lang im Markt
scheitern und die Arbeitsplätze mit hohen An-
schlußsubventionen erhalten werden müssen.
II. Investitionen und Anlagevermögen:
Ausgangslage, Entwicklung und Perspektiven
1. Die Ausgangslage
Es gab schon vor der Wende im Jahr 1989
deutliche Anzeichen dafür, daß es mit der Wirt-
schaft der DDR bergab ging. Das in weiten
Teilen ineffiziente Wirtschaftssystem kam Ende
der siebziger Jahre aufgrund der kräftigen Ver-
teuerung der Rohstoffeinfuhren stark unter
Druck. Ein Ausweg aus der Misere wurde in
einer Importsubstitution und Erhöhung der —
stark subventionierten — Ausfuhren gesucht.
Um sich von Rohstoffimporten unabhängiger
zu machen, wurde auf die vermehrte Nutzung
der heimischen Braunkohle gesetzt. Entspre-
chend wurde in großem Maße in die Braunkoh-
lenverstromung und in die braunkohlenverar-
beitende Industrie investiert. Umfangreiche
Ressourcen wurden auch für die Forschung und
Entwicklung im Bereich der Mikroelektronik
bereitgestellt. Diesem Bereich wurde eine
Schlüsselrolle zuerkannt, weil von ihm die
technologische Wettbewerbsfähigkeit anderer
Wirtschaftsbereiche wie des Maschinenbaus
abhängt. Angesichts knapper Ressourcen wur-
den Investitionen in anderen Bereichen der
Wirtschaft durch diese Schwerpunktsetzung er-
heblich begrenzt. Hinzu kam, daß auch bei In-
vestitionsgütern die Einfuhr reduziert werden
mußte. Abgesehen von Mikroelektronik und
Energiewirtschaft sollte das wirtschaftliche
Wachstum bei weitgehend konstantem Arbeits-
kräftepotential nicht mehr wie früher durch die
Ausweitung des Kapitalstocks erreicht werden,
sondern nach der neuen Leitlinie vom
„ressourcensparenden Fortschritt" durch die
„Intensivierung der Arbeit", d.h. durch eine
bessere Nutzung der vorhandenen Sachanlagen
und durch eine verbesserte Arbeitsorganisation.
Von den Betrieben wurde verlangt, die Ver-
schrottung von Anlagen hinauszuzögern. Zu-
dem wurde versucht, durch verstärkte Schicht-
arbeit die Maschinenlaufzeiten auszuweiten.
1
0
Diese Strategie, die vornehmlich auf die Er-
höhung der Kapitalproduktivität setzte und die
Steigerung der Arbeitsproduktivität vernach-
lässigte, blieb ohne Erfolg. Die wirtschaftliche
Lage wurde immer prekärer. Die Exporterlöse
je Produkteinheit sanken, während die Herstel-
lungskosten stiegen.
1
1 Es wurden Ressourcen
in der Produktion gebunden, die sonst für In-
vestitionen verfügbar gewesen wären. Weil der
Konsum der Bevölkerung nicht weiter einge-
schränkt werden konnte, mußten die Investitio-
nen schließlich gekürzt werden. Die Al-
tersstruktur des Anlagevermögens (in der Be-
grifflichkeit der DDR: des Grundmittelbe-
stands) verschlechterte sich, und der Anteil ver-
schlissener — gleichwohl weiterhin genutzter— Anlagen stieg kontinuierlich. 1989 betrug
das Durchschnittsalter aller Ausrüstungen in
der Industrie etwa 18 Jahre.
1
2 Die Strategie,
auch ohne Modernisierung das Letzte aus den
Anlagen herauszuholen, mußte über kurz oder
lang in den wirtschaftlichen Ruin führen. Die-
ser war 1989 auch aus der Sicht der politischen
Führung nicht mehr weit entfernt.
1
3
Im Sommer 1990 brach mit der Bildung der
Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion die
Produktion in der DDR ein. Auf einen Schlag
wurden die ökonomischen Ineffizienzen sicht-
bar. Anfangs wurden allerdings nur wenige
Anlagen stillgelegt. Die meisten wurden zu-
nächst weiter genutzt, wenn auch in der Regel
in stark reduziertem Umfang. Ihr Einsatz war
jedoch häufig nur noch bei massiver finanziel-
ler Unterstützung möglich. Vor allem die Treu-
handanstalt hat die Betriebe mit Liquidität ver-
sorgt. Zudem hielten umfangreiche staatliche
Hilfen den Export nach Osteuropa aufrecht. Im
Laufe der Zeit wurden dann immer mehr Altan-
lagen ausgemustert. Bei einem Teil war die
Verschrottung schon allein aus technischen
Gründen notwendig, so bei den Stahlschmel-
zen, die noch nach der antiquierten Siemens-
Martin-Technik arbeiteten. Bei einem anderen
Teil zwang die ausbleibende Nachfrage zur
Stillegung, so bei der Rüstungsproduktion oder
beim Bau von Personenkraftwagen.
1
4 Ausmu-
sterungen aus dem Anlagenbestand gab es auch
deshalb, weil Bauten oder Ausrüstungen den
nun geltenden Produktionsrichtlinien wie Um-
weltschutzgesetzen oder Hygienevorschriften
nicht entsprachen.
Die Frage, welchen nutzbaren Kapitalstock
die DDR in die deutsche Wirtschafts-, Wäh-
rungs- und Sozialunion einbrachte, ist schwer
zu beantworten. Nach vorläufigen Berechnun-
gen des DIW
1
5 belief sich das Anlagevermögen
des gesamten Unternehmenssektors (ohne
WohnungsVermietung) Anfang 1991 auf etwa
eine halbe Billion DM, das des Verarbeitenden
Gewerbes auf rund 200 Mrd. DM.
1
6 Einbezo-
gen in diese Rechnung sind nur diejenigen An-
lagen, die zu dieser Zeit tatsächlich einsetzbar
Inzwischen hat sich der Altbestand weiter
kräftig reduziert. Überdurchschnittlich hohe
Aussonderungen hat es in der Energiewirt-
schaft, im Bergbau, in der Landwirtschaft und
im Verarbeitenden Gewerbe gegeben. In der
Energiewirtschaft und im Bergbau zwangen vor
allem Umweltschutzvorschriften zur Stillegung
von Anlagen (wie bei den Kernkraftwerken und
beim Uranabbau), in der Landwirtschaft waren
es Hygienevorschriften (insbesondere bei der
Tierhaltung). Im Verarbeitenden Gewerbe
machte in erster Linie der scharfe Wettbewerb
eine Ausmusterung von Anlagen erforderlich.
Hinzu kam der kräftige Lohnanstieg. Er hatte
zur Folge, daß der Betrieb von Anlagen, die bei
niedrigen Löhnen noch rentabel gewesen wä-
ren, aufgegeben werden mußte.
In den übrigen Wirtschaftszweigen war die
Situation anfangs eine andere. Die aus dem
Westen kommenden Handels- und Dienstlei-
stungsunternehmen waren auf die Nutzung der
vorhandenen Anlagen sogar dringend angewie-
sen, denn Verkaufs-, Büro- und Lagerflächen
waren sehr knapp. Im Handel und im Dienst-
leistungssektor war das Anlagevermögen zum
Teil bis an die Kapazitätsgrenze ausgelastet.
Nicht selten mußten Behelfslösungen akzeptiert
werden, wie beim Einzelhandel der Verkauf in
Zelten oder bei den Kreditinstituten die Erledi-
gung von Bankgeschäften in Containern. Inzwi-
schen ist es aber auch im tertiären Sektor zu
umfangreichen Ausmusterungen gekommen, da
neue Kapazitäten geschaffen worden sind, die
den Anforderungen besser entsprechen als die
Altanlagen.
Überschlägig geschätzt dürfte im Unterneh-
menssektor (ohne Wohnungswirtschaft) der
Teil der Sachanlagen, der noch aus DDR-Zeiten
stammt, im Durchschnitt des Jahres 1994 le-
diglich 200 Mrd. DM (in Preisen von 1991)
betragen haben, das sind zwei Fünftel des Vo-
lumens von Anfang 1991. Im Verarbeitenden
Gewerbe dürfte sogar nur noch ein Viertel des
Altbestands (50 Mrd. DM) vorhanden gewesen
sein.
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2. Die bisherige Entwicklung
a. Umfang und Struktur der
Unternehmensinvestitionen
Gesamtentwicklung
Die Aussonderung unrentabler Anlagen ist die
eine Seite der Umstrukturierung, der Neuaufbau
des Kapitalstocks durch Investitionen die an-
dere — und auch hier hat sich in den letzten
Jahren viel getan. 1993 sind Angaben des
Ifo-Instituts zufolge im ostdeutschen Unter-
nehmenssektor (ohne Wohnungsvermietung)
95 Mrd. DM investiert worden, das waren
14 vH mehr als im Jahr zuvor (Tabelle 1). 1994
ist das Vorjahresergebnis abermals deutlich
übertroffen worden, schätzungsweise um
10 vH.
1
8 Die Investitionen waren damit pro
Kopf der Bevölkerung in den neuen Bundes-
ländern 1994 erstmals deutlich höher als in den
alten Bundesländern, und zwar um rund ein
Fünftel. Der Aufholprozeß hat also deutlich an
Fahrt gewonnen.
Zwischen den einzelnen Wirtschaftsberei-
chen gibt es freilich erhebliche Unterschiede in
der Entwicklung. Anfänglich investierten die
Unternehmen im Bereich Verkehr und Nach-
richtenübermittlung am stärksten: Im Jahr 1991
entfiel auf diesen Bereich knapp ein Drittel al-
ler Untemehmensinvestitionen in Ostdeutsch-
land. Die größten Investoren waren Bahn und
Post, und beide sind es auch weiterhin. Inzwi-
schen liegen andere Wirtschaftsbereiche beim
Investitionstempo an der Spitze: Nunmehr wei-
sen die Dienstleistungsunternehmen (ohne
Wohnungsvermietung) die höchsten Expan-
sionsraten auf. Ihr Anteil an den gesamten In-
vestitionen ist dennoch gering; er ist für 1994
auf ein Sechstel zu veranschlagen. In West-
deutschland wird hingegen ein Drittel aller In-
vestitionen von Dienstleistungsunternehmen
vorgenommen, und auch pro Einwohner sind
die Investitionen doppelt so hoch wie in Ost-
deutschland (Tabelle AI). Diese Diskrepanz
könnte auf den noch schwachen Industriebesatz
zurückzuführen sein; allerdings sind in diesem
Bereich die statistischen Unsicherheiten beson-
ders groß.
Die Investitionen im Verarbeitenden Ge-
werbe beliefen sich 1994 auf 24 Mrd. DM. Das
ist zwar eine deuüiche Zunahme gegenüber
1991 und 1992, aber nicht gegenüber 1993. Die
Stagnation in diesem Jahr hängt zweifellos mit
der Rezession in Westdeutschland zusammen.
Die Einschätzung der Entwicklung am aktuel-
len Rand ist zudem mit erheblichen Unsicher-
heiten behaftet. Die amtliche Statistik erfaßt
bestimmte Investitionen nicht oder nur unvoll-
ständig. Das gilt für viele Neugründungen, und
es gilt auch für Betriebsstätten, die „auf der
grünen Wiese" komplett neu errichtet wurden
und zum Zeitpunkt der Investition noch keine
Mitarbeiter beschäftigten. Hinzu kommt, daß
über Kleinbetriebe ebenfalls kaum Informatio-
nen vorliegen.
Die Entwicklung der Investitionstätigkeit
verläuft in den einzelnen Branchen überdies
sehr sprunghaft, weil sie oft von einigen weni-
gen Großinvestitionen bestimmt wird. So nah-
men die Investitionen in der Mineralölverarbei-
tung 1992 gegenüber 1991 um drei Viertel zu,
im Jahr darauf nur noch um 30 vH. Auch in der
Zellstoff und Papier produzierenden Industrie
kam es 1992 zu einem enormen Investitions-
schub (150 vH); 1993 war der Zuwachs dann
deutlich geringer (50 vH). Im Straßenfahrzeug-
bau hat es 1993 nach dem Anlaufen von Groß-
vorhaben (1992 stiegen die Investitionen ge-
genüber 1991 um 53 vH) sogar einen deutli-
chen Rückgang gegeben (-30 vH). Es finden
sich aber auch wichtige Branchen, in denen die
Investitionsdynamik gerade in letzter Zeit zu-
%nahm. So wurden 1993 in der Elektrotechni-
schen Industrie, einem Industriezweig, in dem
ein Großteil der Unternehmen erst relativ spät
privatisiert wurde, 1,8 Mrd. DM investiert. Das
waren 35 vH mehr als im Jahr zuvor.
Alles in allem ist im ostdeutschen Verarbei-
tenden Gewerbe die Investitionssumme je Ein-
wohner inzwischen höher als in Westdeutsch-
land. Dort wurden — allerdings im Rezessions-
jahr 1993 — knapp 1400 DM investiert, in
Ostdeutschland 1 750 DM. Im Jahr 1991 waren
es in Westdeutschland jedoch noch 1 800 DM
gewesen.11
Tabelle 1 — Investitionen































































































































































Quelle: Ifo; Statistisches Bundesamt; Treuhandanstalt.
Charakteristisch für den wirtschaftlichen
Aufbau in den neuen Bundesländern ist der
hohe Anteil von Baumaßnahmen an den Inve-
stitionen; mittlerweile entfallen reichlich zwei
Fünftel der Investitionsausgaben auf Baumaß-
nahmen — in Westdeutschland sind es 13 Pro-
zentpunkte weniger (Tabelle 2). Dies deutet
darauf hin, daß viele Unternehmen, nachdem
sie zunächst die Produktionsanlagen moderni-
siert haben, nun darangehen, die veraltete Bau-
substanz zu erneuern. Besonders umfangreich
sind die Bauinvestitionen im Bereich der soge-
nannten sonstigen Dienstleistungen, hier liegt
der Bauanteil 20 Prozentpunkte über dem west-
deutschen Vergleichswert. Dabei handelt es
sich allerdings wohl nicht nur um den Bau von
Bürogebäuden für den Eigenbedarf. Ein Groß-
teil dieser Investitionen dürfte auch solchen
Unternehmen zuzuschreiben sein, die Gewerbe-
flächen kaufen und entwickeln, um sie dann an
andere, meist kleinere gewerbliche Nutzer zu
vermieten.12
Tabelle 2 —Bauinvestitionen der Unternehmen
8 in Ostdeutschland nach Wirtschaftsbereichen 1991-1993 (Anteil an al-


















































































Quelle: Ifo; Statistisches Bundesamt.
Investitionstätigkeit im Zusammenhang mit der
Privatisierung
Die Treuhandanstalt hat mittlerweile den größ-
ten Teil ihrer Hauptaufgabe — die Umstruktu-
rierung und schnelle Privatisierung der ehema-
ligen Kombinate und Volkseigenen Betriebe —
bewältigt. Bis Ende September 1994 hatte sie
rund 14 000 Unternehmen und Betriebsteile
veräußert oder liquidiert. Zu diesem Zeitpunkt
befanden sich noch 350 Unternehmen mit rund
100 000 Beschäftigten im sogenannten Netto-
bestand. Von ihnen standen knapp 150 Unter-
nehmen mit 43 000 Beschäftigten zum Verkauf.
Der Rückgang im Unternehmensbestand der
Treuhandanstalt spiegelt sich auch in der In-
vestitionsentwicklung der Treuhandunterneh-
men wider. 1991 wurden dort fast 11 Mrd. DM
investiert (Tabelle 3), also etwa ein Fünftel al-
ler Investitionen von Unternehmen. 1994 dürf-
ten es in der Summe nur noch 1,4 Mrd. DM
gewesen sein, das sind nur wenig mehr als 1 vH
der gesamten Untemehmensinvestitionen. Ent-
sprechend der Bestandsstruktur wurde vor al-
lem in die Betriebe des Bergbaus und der
Energiewirtschaft sowie des Verarbeitenden
Gewerbes investiert. Schwerpunkte waren bis
zuletzt die Chemische Industrie, der Stahl- und
Leichtmetanbau, die EDV-Industrie und der
Maschinenbau.
Der Umfang der Investitionen ist zwar im
Zuge der Privatisierung zurückgegangen, die
Anstrengungen der Treuhandanstalt zur Mo-
dernisierung ihrer Betriebe hat im Zeitverlauf
aber zugenommen. So sind — nach den Unter-
nehmensbefragungen des DIW
1
9 — die Inve-
stitionen pro Beschäftigten von 1992-1994
deutlich gestiegen. Offenbar mußte die Treu-
handanstalt viel Geld in die sogenannte Ansa-
nierung stecken, um die Wettbewerbsfähigkeit
und die Verkaufschancen ihrer Betriebe zu ver-
bessern.
Mit der Privatisierung sollte die Treuhandan-
stalt ihrem Auftrag gemäß das Überleben der
Betriebe und ihren Neuaufbau sicherstellen.
Dazu wurden mit den Käufern in aller Regel
Zusagen über Arbeitsplätze und Investitionen
ausgehandelt und vielfach auch vertraglich ab-
gesichert. Im Gegenzug konnten die privaten13
Tabelle 3 — Investitionen der Treuhanduntemehmen nach Wirtschaftsbereichen 1991-1994
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Jahresverlauf privatisierten oder liquidierten Un-
Quelle: Treuhandanstalt; Berechnungen des DIW.
Investoren die Betriebe besonders günstig, mit-
unter sogar zu einem negativen Kaufpreis er-
werben. Vielfach hat sich die Treuhandanstalt
auch bereit erklärt, künftige Verluste teilweise
oder vollständig zu übernehmen. Zweifellos
wäre ohne diese massive Subventionierung die
Privatisierung nicht in diesem Umfang und in
dieser kurzen Zeit gelungen.
Vertraglich zugesagt und damit auch ein-
klagbar sind nach Informationen der Treu-
handanstalt Investitionen in Höhe von 130 Mrd.
DM
2
0 (Tabelle 4). Der größere Teil der Zusa-
gen (76 Mrd. DM) stammt aus Verkäufen von
Unternehmen, der kleinere Teil aus Verkäufen
von Immobilien, bei denen es sich freilich zum
allergrößten Teil um Betriebsgrundstücke und
-gebäude handelt.
Die höchsten Investitionszusagen wurden bei
Verkäufen von Unternehmen und Immobilien
im Verarbeitenden Gewerbe abgegeben (bis
Ende September 1994 insgesamt 51 Mrd. DM).
Umfangreiche Zusagen (26 Mrd.) erhielt die
Treuhandanstalt auch aus Verkäufen in der
Energiewirtschaft und im Bergbau. Die übrigen
vertraglich vereinbarten Investitionen entfallen
auf den Dienstleistungssektor (14 Mrd. DM),
den Handel und das Verkehrsgewerbe (10 Mrd.
DM), die Bauwirtschaft (5 Mrd. DM) und die
Landwirtschaft (4 Mrd. DM). Ein großer Teil
der Investitionszusagen läßt sich allerdings
nicht zuordnen — sei es, weil eine solche Zu-
ordnung aus Sicht der Treuhandanstalt nicht
sinnvoll war (wie bei den Liegenschaften), sei
es, daß sie aus anderen Gründen nicht möglich
war.14
Tabelle 4 — Vertraglich gesicherte Investitionszusagen bei Verkäufen der Treuhandanstalt nach Wirtschaftsbereichen
8

























































































































































































































































aStand: 30.9.1994. Wirtschaftsbereich des Unternehmens zum Zeitpunkt seines Verkaufs. — Summenfehler rundungsbedingt. —
 cInve-
stitionszusagen bei Verkäufen von nicht betriebsnotwendigen Liegenschaften.
Quelle: Treuhandanstalt.
Anhand des sektoralen Musters der verkauf-
ten Unternehmen und betrieblichen Immobilien
läßt sich nicht ablesen, mit welchem wirt-
schaftlichen Schwerpunkt die Objekte künftig
genutzt werden. Nicht wenige der verkauften
Betriebe, vor allem aber Betriebsteile und
Grundstücke, dienen künftig anderen Zwecken.
So werden auf ehemaligen Industrieflächen
möglicherweise Bürogebäude oder Wohnge-
bäude errichtet. Vermutlich wird der Anteil der
Investitionen in den produzierenden Bereichen
an den gesamten Investitionen in der Statistik
etwas überschätzt und der in den Dienstlei-
stungsbereichen entsprechend unterschätzt.
Für den Zeitraum bis Ende 1994 sind, orien-
tiert man sich an den vertraglichen Zusagen,
Investitionen im Umfang von rund 32 Mrd.
DM vorgenommen worden. Im Verarbeitenden
Gewerbe sollen es etwa 12 Mrd. DM sein.
Überdurchschnittlich hoch waren die Zusagen
aus der Emährungsindustrie, der Steine- und
Erdenindustrie, dem Maschinenbau und aus der
Elektrotechnik.
Ob tatsächlich alle vereinbarten Investitionen
vorgenommen werden, kann nicht mit hinrei-
chender Sicherheit gesagt werden. Ein Großteil
der Zusagen ist durch Vertragsstrafen abgesi-
chert (pönalisiert) (Tabelle 5).
2
1 Nach Auskunft
der Treuhandanstalt haben die Unternehmen
ihre Zusagen bisher — alles in allem gesehen
— übererfüllt.
Halten sich die Investoren auch weiterhin an
ihre Zusagen, so werden die Investitionen in
den nächsten beiden Jahren erneut kräftig stei-
gen (Tabelle 4), und zwar von 15,8 Mrd. DM
(1994) auf 21,3 Mrd. DM (1995) und 23,0 Mrd.
DM (1996). Auch im Verarbeitenden Gewerbe
ist mit einer deutlichen Aufstockung zu rech-
nen, und zwar von 7,9 Mrd. DM (1994) auf 11
Mrd. DM (jeweils 1995 und 1996). Danach15
ebbt die Welle der Investitionen, soweit sie sich
in den Zusagen widerspiegelt, ab, bleibt aber
noch kräftig. Für weiter in die Zukunft reichen-
de Investitionen wurden in der Regel keine Zu-
sagen ausgehandelt.
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Über die Investitionstätigkeit der Unternehmen
vermittelte die amtliche Statistik bislang kein
geschlossenes Bild. Daher wurden die Förder-
statistiken der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur"
(GA) sowie der Förderbanken ausgewertet. Die
Statistik über GA-Zuschüsse gibt Aufschluß
über Umfang, Beginn und Abschluß, Art und
Finanzierung von geplanten und bewilligten In-
vestitionen
2
2 sowie über die abgegebenen Ar-
beitsplatzgarantien. Im Verarbeitenden Ge-
werbe erfüllt der überwiegende Teil der Unter-
nehmen das Förderungskriterium des überre-
gionalen Absatzes und hat demzufolge auch In-
vestitionszuschüsse beantragt. Daher sind die
folgenden Ergebnisse zumindest für das Verar-
beitende Gewerbe hinreichend repräsentativ.
Allerdings ist zu beachten, daß es sich dabei
um Angaben über Planungsdaten, nicht aber um
Angaben über realisierte Investitionen handelt.
Auch werden die Investitionen nicht immer in
dem Jahr vorgenommen, in dem sie bewilligt
wurden.
In der gewerblichen Wirtschaft Ostdeutsch-
lands wurden im Zeitraum von Anfang 1991
bis zum dritten Quartal 1994 fast 14 000 An-
träge auf Investitionszuschüsse mit einer ge-
planten Investitionssumme von 120 Mrd. DM
bewilligt (Tabelle 6). Während die Investitions-
summe im Verlauf der Jahre etwas zurückging,
nahm die Zahl der Vorhaben kräftig zu. Die
durchschnittliche Investitionssumme je Antrag
nahm folglich ab: 1991 wurden noch 8 Mill.
DM je Antrag bewilligt, in den ersten drei
Quartalen von 1994 waren es nur noch 3,9 Mill.
DM. Im Verarbeitenden Gewerbe wurden in der
Zeit von Anfang 1992 bis Mitte 1994 rund
9 300 Anträge auf Investitionszuschüsse ge-
stellt. Die Investitionssumme betrug 57 Mrd.
DM (Tabelle 7). Auch hier ist das durchschnitt-
liche Antragsvolumen zurückgegangen: 1992
betrug es noch 7 Mill. DM, im 1. Halbjahr
1994 waren es 3,5 Mill. DM.
Freilich gibt es große Unterschiede in der In-
vestitionstätigkeit einzelner Branchen. In eini-
gen Branchen prägen Großprojekte das Investi-
tionsgeschehen, beispielsweise in der Chemi-
schen Industrie, im Fahrzeugbau und in den Be-
reichen Feinkeramik, Steine und Erden. Die In-
vestitionssummen lagen hier bei 26 Mill. DM,
15 Mill. DM bzw. 10 Mill. DM je Antrag. Mit
weitem Abstand an der Spitze lagen aber die
Kokereien und die Mineralölverarbeitung, bei
denen im Schnitt Investitionen in Höhe von
760 Mill. DM je Antrag vorgesehen sind. Im
gesamten Verarbeitenden Gewerbe lag das
Volumen hingegen nur bei 6,1 Mill. DM je
Antrag.
1992 wurden insgesamt 37 Vorhaben mit ei-
nem Umfang von jeweils 100 Mill. DM und
mehr durch Zuschüsse gefördert. Dabei waren
pro Antrag Investitionen von durchschnittlich
220 Mill. DM vorgesehen (Tabelle A2). Auch
1993 dominierten Großprojekte. Sie wurden
vorwiegend in vier Branchen, nämlich der Mi-
neralölverarbeitung, der Chemischen Industrie,
dem Fahrzeugbau und der Papierindustrie, ge-
plant. Gleichwohl gewinnen kleinere Projekte
an Bedeutung. Im ersten Halbjahr 1994 entfie-
len auf Vorhaben mit einer Investitionssumme
bis zu 10 Mill. DM gut zwei Fünftel aller bezu-
schußten Investitionen; 1993 war es erst ein
Viertel, 1992 sogar erst ein Fünftel.
Tabelle 6 — Geplante oder vorgenommene Investitionen
in der gewerblichen Wirtschaft Ostdeutschlands, für die

























































aZuschuß gemäß der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur'
Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft.17
Tabelle 7— Geplante oder vorgenommene Investitionen im Verarbeitenden Gewerbe Ostdeutschlands, für die ein Zu-
schuß beantragt wurde,




Holzgewerbe (ohne Herstellung von Möbeln)
Papier-, Verlags- und Druckgewerbe
Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung und
Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen
Chemische Industrie
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren
Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von
Steinen und Erden
Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung
von Metallerzeugnissen
Maschinenbau











































































































aZuschuß gemäß Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur". — Klassifikation der Wirtschaftszweige
1993.
Quelle: Bundesamt für Wirtschaft; Berechnungen des DIW.
Investitionen, die mit dem Erwerb von Un-
ternehmen verbunden sind, verlieren zuneh-
mend an Gewicht. Ebenfalls rückläufig, wenn-
gleich immer noch bedeutend, sind Investitio-
nen zur Errichtung neuer Betriebe (Tabelle A2).
Immer häufiger dagegen investieren Betriebe,
um Folgeinvestitionen vorzunehmen, also um
ihre Kapazitäten zu erweitern, ihre Anlagen zu




Die Investitionstätigkeit im Verarbeitenden
Gewerbe, und dies ist ein wichtiges Ergebnis
der Untersuchung, führt in der Regel zum Auf-
bau von Produktionen mit hoher Kapitalintensi-
tät. So kostete bei Errichtung einer Betriebs-
stätte ein Arbeitsplatz dort im Durchschnitt
etwa 200 000 DM, bei Großprojekten mit über
100 Mill. DM Investitionssumme sogar rund
400 000 DM (Tabelle 8). Das ist vor allem auf
hohe Investitionen in der Mineralölverarbei-
tung, der Chemischen Industrie, der Papierher-
stellung sowie der Steine- und Erdenindustrie
zurückzuführen, die allesamt außerordentlich
kapitalintensiv produzieren. Mit der abnehmen-
den Bedeutung der Großinvestitionen vor allem
zur Errichtung neuer Betriebsstätten ist aller-
dings in jüngerer Zeit der Investitionsaufwand
je Arbeitsplatz spürbar zurückgegangen, aber er
ist immer noch vergleichsweise hoch. Bei eini-
gen Kategorien, so bei der Rationalisierung und
der Verlagerung der Produktionsstätte, hat er
allerdings weiter zugenommen.
Das Investitionsgeschehen war anfangs stark
von großen, über mehrere Jahre hinweg laufen-
den Investitionen geprägt. Sie dienten vielfach
der Errichtung neuer Betriebe. Inzwischen wird
erkennbar, daß sich das Muster des Investi-
tionsverhaltens normalisiert. Die Folgeinvesti-
tionen gewinnen an Gewicht und damit auch
die kleiner dimensionierten, sich über eine kür-18
Tabelle 8 — Geplante oder vorgenommene Investitionen im Verarbeitenden Gewerbe Ostdeutschlands, für die ein Zu-
schuß beantragt wurde,






Holzgewerbe (ohne Herstellung von Möbeln)
Papier-, Verlags- und Druckgewerbe
Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung und
Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen
Chemische Industrie
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren
Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen
und Erden
Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung von
Metallerzeugnissen
Maschinenbau
Herstellung von Büromaschinen, DV-Geräten und
-einrichtungen, Elektrotechnik, Feinmechanik, Optik
Fahrzeugbau
Möbel, Schmuck, Musikinstrumente, Sportgeräte,
Spielwaren, Recycling
Vorhaben mit Investitionen von ...
unter 0,5 Mill. DM
0,5 Mill. DM bis unter 1 Mill. DM
1 Mill. DM bis unter 2,5 Mill. DM
2,5 Mill. DM bis unter 5 Mill. DM
5 Mill. DM bis unter 10 Mill. DM
10 Mill. DM bis unter 100 Mill. DM








































1993 1. Halbjahr 1994
132 490 117 170
82 140 36 080
60 710 57 250
105 080 102 920
168 850 127 320
1 749 520 316 150
186 440 274 680
117 060 92 610
200 620 186 100
93 940 28 630
86 310 86 370
92 020 59 280
140 590 131 720
112 370 95 420
20 560 21 660
38 510 8 230
52 790 55 050
80 220 87 270
100 020 105 030
169 070 152 590
452 310 272 880
232 760 146 180
72 690 23 300
64 390 62 610
81380 102 500
104 210 150 270
110 060 86 560
143 250 73 690
der regionalen Wirtschaftsstruktur". — "Zugesagte, bestehende
Quelle: Bundesamt für Wirtschaft; Berechnungen des DIW.
zere Zeitspanne erstreckenden Projekte (Tabel-
len 8 und A2). Auf Vorhaben, die im Jahr des
Beginns oder im Jahr danach abgeschlossen
sind, entfielen im Jahr 1992: 15 vH des gesam-
ten Investitionsvolumens, im 1. Halbjahr 1994
waren es 21 vH.
Auch im Rahmen der Kreditförderung für
mittelständische Unternehmen läßt sich der Be-
fund einer zunehmenden Normalisierung des
Investitionsgeschehens erhärten. Vollständige
Angaben über ihre Investitionen liegen zwar
nicht vor. Doch sind die Planangaben derjeni-
gen Unternehmen, die zinsgünstige Kredite von
der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) er-
halten haben, hierfür hinreichend repräsenta-
tiv.
2
4 Der industrielle Mittelstand leistet einen
nicht unerheblichen Beitrag zur Modernisierung
des Kapitalstocks in Ostdeutschland. Anfäng-
lich bestimmten Neugründungen und Über-
nahmen das Bild (Tabelle A3). Dies schlug sich
in einem überdurchschnittlich hohen Investi-
tionsaufwand bei solchen Unternehmen nieder,19
die zum Zeitpunkt der Investition nur wenige
Mitarbeiter beschäftigten und ihre geplante Be-
triebsgröße noch nicht erreicht hatten (Tabelle
9). In der Zwischenzeit hat sich das Bild ge-
wandelt. Mehr und mehr wird auch in beste-
hende Unternehmen investiert. Dabei gewinnen
vor allem Baumaßnahmen an Gewicht. Dieses
Muster findet sich in fast allen Branchen, wenn
auch mit unterschiedlicher Ausprägung (Tabel-
le 10). So werden in der Chemischen Industrie,
bei den Gießereien, im Fahrzeugbau, der Elek-
trotechnik sowie im Textil- und Bekleidungsge-
werbe fast alle Investitionen von etablierten
Unternehmen vorgenommen. Bei der Steine-
und Erdenindustrie, der Holzverarbeitung sowie
der Papier- und Pappeindustrie sind dagegen In-




Die Konturen der Investitionstätigkeit in den
neuen Bundesländern zeichnen sich nun ab: Die
Investitionen bei Treuhandunternehmen sind
nach abgeschlossener Privatisierung nur noch
von marginaler Bedeutung. Auch Investitionen
im Zusammenhang mit der Übernahme eines
Treuhandunternehmens haben nicht mehr das-
selbe Gewicht wie früher. Ahnliches gilt für In-
vestitionen beim Aufbau neuer Unternehmen.
Immer mehr bestimmen die Investitionen von
Unternehmen, die sich bereits etabliert haben,
das Bild.
Die Frage dabei ist, %ob sich in den neuen
Bundesländern ähnliche oder abweichende In-
dustriestrukturen herausbilden wie in den alten
Bundesländern, d.h., ob die Arbeitsteilung zwi-
schen Ost und West künftig eine substitutive
oder eine komplementäre sein wird. Um diese
Frage beantworten zu können, soll die sektorale
Verteilung des Anlagevermögens im Verarbei-
tenden Gewerbe in den alten Bundesländern
und die sektorale Verteilung der Investitionen
in den neuen Bundesländern verglichen wer-
den.
2
5 Dabei zeigt sich ein deutliches Muster:
In Ostdeutschland fließt vergleichsweise viel
Kapital in jene Wirtschaftszweige, die sach-
kapitalintensiv produzieren, und vergleichs-
weise wenig in jene, die als humankapitalin-
tensiv einzustufen sind (Tabelle 11). Das gilt
im Prinzip auch für einige der einstmals struk-
turbestimmenden Branchen, wie die Chemische
Industrie, die Eisenschaffende Industrie und die
Mikroelektronik, auch wenn dort die Investi-
tionstätigkeit noch etwas nachhinkt, was mit
Tabelle 9 — Durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau mitfinanzierte Investitionen des industriellen Mittelstandes in Ost-























































































































Quelle: Kreditanstalt für Wiederaufbau; Berechnungen des DIW.to
o
Tabelle 10 — Durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau mitfinanzierte Investitionen des industriellen Mittelstandes in Ostdeutschland nach dem Jahr ihrer Bewilligung, nach
























1991 1992 1993 1 Halbjahr 1994






















































































































































































































Quelle: Kreditanstalt für Wiederaufbau.21
Tabelle 11 — Struktur der Investitionen im ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe 1991-1994 und des Bruttoanlagever-















































































aAnteil an allen Investitionen im Verarbeitenden Gewerbe 1991-1994; für 1994 Pläne. —
 bAnteil am









































Quelle: Ifo; Berechnungen des DIW.
Verzögerungen bei der Privatisierung zusam-
menhängt. Freilich sind dort in den kommen-
den Jahren Investitionen in Müliardenhöhe zu
erwarten, etwa für die Sanierung der Leuna-
und der Buna-Werke oder der Eko-Stahl
GmbH, dem größten ostdeutschen Stahlunter-
nehmen. Abweichungen von diesem Grund-
muster gibt es lediglich, wenn das Motiv der
Kundennähe dominiert; so etwa beim Stahl-
und Leichtmetallbau und in Teilen des Ernäh-
rungsgewerbes. Auf das große Gewicht markt-
naher Produktionen beim Neuaufbau des ost-
deutschen Verarbeitenden Gewerbes ist schon
früher wiederholt hingewiesen worden.
2
6
Die starke Ausrichtung der Investitionstätig-
keit auf kapitalintensive Produktionen dürfte
wesentlich durch die hohen Subventionen im
Rahmen der Investitionsförderung motiviert
sein. Eine bedeutende Rolle spielt in diesem
Zusammenhang die Strategie der Treuhandan-
stalt, die darauf ausgerichtet war, möglichst
viele „industrielle Kerne" wegen ihrer regiona-
len Bedeutung zu erhalten. Sie hat den Investo-
ren umfangreiche Zusagen für Investitionen und
Arbeitsplätze abverlangt und dabei erhebliche
Zugeständnisse bei der Festlegung des Kauf-
preises, der Übernahme von Altschulden oder
der Beteiligung an eventuellen Verlusten ge-
macht, die auf eine massive Subventionierung,
insbesondere von kapitalintensiven Produktio-
nen hinauslaufen.
3. Die Perspektiven
Im Zuge der regen Investitionstätigkeit erneuert
sich der Kapitalstock in den neuen Bundeslän-
dern rasch (Tabelle 12). Dies ist das Ergebnis
umfangreicher Neuinvestitionen auf der einen
und nicht minder umfangreicher Ausmusterun-
gen auf der anderen Seite. In den Jahren 1991
und 1992 hatten die Ausmusterungen das Über-
gewicht, inzwischen haben es die Investitionen
in die Erneuerung des Anlagevermögens. In
diesem Jahr betrug das Verhältnis von Zugän-
gen und Abgängen etwa 2:1, im nächsten Jahr
dürfte es etwa 2,5:1 betragen.
2
7 Gleichwohl ist
der ostdeutsche Kapitalstock — verglichen mit22
dem westdeutschen — immer noch klein. Zum
gesamtdeutschen Bruttoanlagevermögen trägt
Ostdeutschland erst knapp ein Zehntel bei; ent-
sprechend seinem Bevölkerungsanteil sollten es
ein Fünftel sein.
Tabelle 12 — Entwicklung des Produktionspotentials der
Unternehmen














































'In Preisen von 1991. —
cJahresdurchschnittliches Produktionspotential zu jahresdurch-
schnittlichem Bruttoanlagevermögen.
Quelle: Statistisches Bundesamt; DIW.
Die Arbeitsproduktivität in Ostdeutschland
ist in den vergangenen Jahren zwar deutlich
gestiegen: von 1991-1994 um knapp 50 vH.
Gleichwohl ist sie noch immer weitaus niedri-
ger als in den alten Bundesländern: 1994 betrug
sie etwa 40 000 DM im Osten verglichen mit
87 000 DM im Westen. Zudem gibt es große
Unterschiede bei der Kapitalintensität — zwi-
schen den Wirtschaftszweigen ebenso wie zwi-
schen den einzelnen Unternehmen eines Zwei-
ges. Darin spiegeln sich die unterschiedlichen
Anpassungsfortschritte wider. So gibt es Be-
triebe, etwa im Automobilbau, in denen das
Produktivitätsniveau vergleichbarer westdeut-
scher Werke weit übertroffen wird, doch es gibt
auch andere Betriebe, die noch im Besitz der
Treuhandanstalt sind oder die vor noch nicht
langer Zeit privatisiert worden sind, in denen
die Produktivität noch vergleichsweise niedrig
ist, nicht zuletzt weil sie bisher wenig investier-
ten.
Die Größe des Kapitalstocks bestimmt maß-
geblich die Produktionsmöglichkeiten in einer
Volkswirtschaft. Darüber hinaus spielt es eine
Rolle, ob der Kapitalstock effizient genutzt
wird. Die Kapitalproduktivität (das Verhältnis
von Wertschöpfung zu Kapitalbestand) war in
der DDR vergleichsweise hoch. Dies war Aus-
druck der niedrigen Kapitalintensität und der
niedrigen Arbeitsproduktivität.
2
8 Danach ist die
Kapitalproduktivität in Ostdeutschland aber
merklich gesunken.
Allerdings lassen sich Kapitalstock und
Kapitalproduktivität für Ostdeutschland nur
unter Vorbehalten, mit Hilfe von Modellrech-
nungen, schätzen. Entsprechendes gilt für das
Produktionspotential. Es wird für das Jahr 1994
auf etwa 260 Mrd. DM veranschlagt,
2
9 wobei
angenommen wird, daß die Anlagen im Durch-
schnitt fast ein Zehntel geringer ausgelastet
sind als in Westdeutschland.
Auch wenn das Bild im ganzen noch lücken-
haft und unscharf ist, so läßt es doch eines er-
kennen: Die Basis für einen modernen Kapital-
stock ist gelegt. Nun kommt es darauf an, daß
weiterhin kräftig investiert wird, damit die ost-
deutsche Wirtschaft den Rückstand in der Lei-
stungskraft rasch aufholen kann. Es gibt Pro-
jektionen, denen optimistische Annahmen zu-
grunde liegen und die folglich eine positive
Entwicklung zeigen. Aber es gibt auch andere
Projektionen, die auf pessimistischen Annah-
men beruhen. Die Bandbreite möglicher Ent-
wicklungen kann in Modellrechnungen darge-
stellt werden, wie sie unlängst das DIW vorge-
legt hat.
3
0 In einem optimistischen Szenario
wird unterstellt, daß in den nächsten zwei Jah-
ren das gegenwärtige Investitionsniveau real in
etwa gehalten werden kann und daß im Durch-
schnitt der Jahre 1997-2000 die Investitionstä-
tigkeit um etwa 7 vH höher sein wird als zuvor.
Der Kapitalstock würde dabei um rund drei
Viertel, das Produktionspotential — wegen des
Rückgangs bei der Kapitalproduktivität — um
rund die Hälfte wachsen. Das würde jährliche
Produktionszuwächse von 10 vH möglich ma-
chen. Das Leistungsgefälle zwischen West-
deutschland und Ostdeutschland würde zwar
auch dann nicht vollständig eingeebnet, doch es
würde sich bereits bis zum Ende des Jahrzehnts
spürbar vermindert haben.23
Im Gegensatz zu diesem optimistischen
Szenario lassen sich auch pessimistische Szen-
arien entwickeln. Ihnen zufolge käme es zu ei-
ner weniger dynamischen Entwicklung der In-
vestitionstätigkeit und zu einem geringeren
Anstieg der Wirtschaftsleistung. Der Zeitpunkt,
zu dem Ostdeutschland zu Westdeutschland
aufgeschlossen hätte, läge dann in weiter Ferne.
Welche dieser Projektionen die künftige
Entwicklung besser beschreibt, läßt sich nicht
mit hinreichender Sicherheit sagen. Es spricht
jedoch einiges für die Annahme, daß die Ent-
wicklung eher am oberen Rande der Bandbreite
verlaufen wird als am unteren, denn Ost-
deutschland ist im ganzen und auf längere Sicht
zweifellos ein attraktiver Investitionsstandort.
Die mannigfachen Investitionshemmnisse, von
denen einige anfangs schier unüberwindlich
schienen, verlieren zunehmend an Gewicht. In-
zwischen rechnet sich manche Investition, die
zuvor nur bei hohen Subventionen rentabel er-
schien. Es wäre daher nicht plausibel, den An-
nahmen der pessimistischen Szenarien zu fol-
gen und ein rasches Abebben der Investitions-
welle zu prognostizieren.
4. Fallstudie: Investitionen im Raum
Halle-Leipzig
Das Institut für Wirtschaftsforschung Halle
(IWH) hat die Erneuerung und Modermsierung
des Kapitalstocks im Raum Halle-Leipzig
3
1
untersucht, in dem sich die Mannigfaltigkeit
der Anpassungsprobleme der neuen Bundeslän-
der spiegelt.
Der Raum Halle-Leipzig, im Nordwesten
Sachsens und Südosten Sachsen-Anhalts gele-
gen, umfaßt eine Fläche von etwa 4 400 km
2. In
der Region leben rund 1,6 Millionen Men-
schen.
3
2 Einst gehörte er zu den bedeutenden
Industriestandorten in Deutschland. Die Wirt-
schaftsstruktur wurde vor allem durch Großun-
ternehmen der Chemischen Industrie, des Ma-
schinenbaus und des Braunkohlenbergbaus be-
stimmt. 40 Jahre Planwirtschaft haben einen
veralteten, weitgehend verschlissenen Kapital-
stock, monostrukturierte Gebiete, eine desolate
öffentiiche Infrastruktur und — als Folge der
hohen Umweltbelastung — eine niedrige
Wohn- und Lebensqualität hinterlassen.
Inzwischen wird zunehmend deutlich, daß
sich die Region in einem dynamischen Erneue-
rungsprozeß befindet. Seit der Wende wurden
Investitionen mit einem Volumen von über 50
Mrd. DM angeschoben, das sind pro Kopf mehr
als 30 000 DM. Die Standortentscheidungen
dürften vor allem durch
- die vorteilhafte geographische Lage im
Schnittpunkt der Ost-West- und Nord-
Süd-Verkehrsachsen,
- den hohen Agglomerationsgrad und
- die Konzentration namhafter Forschungs-
und Bildungseinrichtungen sowie bekann-
ter Kulturstätten
beeinflußt sein.
Unter den Großinvestitionen (mit einem
Volumen von über 100 Millionen DM), die
insgesamt etwa 34 Mrd. DM ausmachen, ragen
die Projekte in zwei Branchen heraus: die in der
Chemischen Industrie mit einem Anteil von
etwa 26 vH und die in der Energiewirtschaft
mit einem Anteil von 24 vH (Tabelle 13). Dar-
unter befinden sich solche Vorhaben, deren
Realisierung von der Politik massiv gefördert
wird, wie der Bau der neuen Raffinerie „Leuna
2000" (4,3 Mrd. DM) und der Olefinverbund
zwischen Leuna, Buna und Bohlen (2,4 Mrd.
DM). Knapp ein Drittel der Großinvestitionen
entfällt auf den Handel und die übrigen Dienst-
leistungen. Diese Investitionen konzentrieren
sich auf Leipzig. Dort stehen die Errichtung ei-
nes medizinisch-wissenschaftlichen Zentrums
(2,8 Mrd. DM), eines neuen Messegeländes
(1,3 Mrd. DM) und des Quelle-Versandzen-
trums (1,0 Mrd. DM) im Mittelpunkt. Zu den
weiteren Schwerpunkten zählen die Errichtung
großflächiger Einkaufszentren, wie des Saale-
Parks in Günthersdorf, der sich mit 126 000 m
2
Fläche an der Autobahn A 9 zwischen Leipzig
und Halle ausdehnt und des Halle-Centers
(44 000 m
2, mit Möbelfachmarkt 69 000 m
2) in
der Gemeinde Peißen, östlich von Halle.
Erhebliche Summen werden investiert, um
die Verkehrsinfrastruktur zu sanieren und aus-24






































































































































































































































1990-1994/95 beschlossen oder begonnen, teils auch bereits fer-
Quelle: IHK Leipzig; IHK Halle/Dessau .25
zubauen. Entscheidende Verbesserungen sind
indes erst in einigen Jahren zu erwarten. Dring-
liche Bauvorhaben wie die Autobahnneubauten
A 82 (Göttingen-Halle), A 14 (Magdeburg-
Halle) und A 140 (Halle-Leipzig) müssen be-
schleunigt werden.
Ein Problem für die Entwicklung des Raums
ist, daß er von einer Landesgrenze durchtrennt
ist und somit nicht einheitlich verwaltet wird.
Zur besseren Koordinierung ihrer Maßnahmen
haben die Regierungen beider Länder in einem
Staatsvertrag
3
3 Grundsätze der Zusammenar-
beit bei der Raumordnung und Landesplanung
sowie die Bildung entsprechender Arbeitsgre-
mien vereinbart. Aufgrund der zunehmenden
Verflechtungen
3
4 zwischen den Teilräumen ist
jedoch eine stärkere Kooperation auch der loka-
len Entscheidungsträger erfordern eh.
a. Zur Investitionsentwicklung in den
Städten Halle und Leipzig
Die Großstädte Halle, knapp 300 000 Einwoh-
ner, und Leipzig, knapp 500 000 Einwohner,
sind die Oberzentren der Region. Während
Halle und sein Umland in der Vergangenheit
von der Industrie geprägt wurden, hatte Leipzig
eine ausgewogenere Wirtschaftsstruktur und
war nicht nur Industriestandort, sondern auch
bedeutender Handels- und Dienstleistungsplatz.
Folglich genießen beide Städte eine sehr unter-
schiedliche Wertschätzung: Leipzig gilt weithin
als eine der attraktivsten Städte in den neuen





Halle ist mit 294 000 Einwohnern (Ende 1989:
322 000
36) die größte Stadt des Landes Sach-
sen-Anhalt und somit wirtschaftliches und
kulturelles Zentrum des Landes. Die Stadt ist
voller Kontraste. Zum einen zeigt sie im Stadt-
kern noch ein nahezu geschlossenes Stadtbild
des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts.
Allerdings wurde die historische Bausubstanz
während der DDR-Zeit nur unzureichend ge-
pflegt. Die Folge war, daß Ende 1989 rund
13 000 Wohnungen nicht bewohnbar waren.
Zum anderen hat die Stadt im Vergleich zu an-
deren Großstädten in den neuen Bundesländern
große, neuere Stadtteile mit einem hohen Anteil
an Wohnungen in Plattenbauten, so allein
63 000 Wohneinheiten in den Großsiedlungen
Halle-Neustadt (83 000 Einwohner), Südstadt/
Silberhöhe (61 000 Einwohner) und Heide-
Nord (11 000 Einwohner).
Seit der Einführung marktwirtschaftlicher
Rahmenbedingungen verändert sich das Bild
der Stadt immer mehr. Eine Vielzahl von Ge-
schäfts- und Wohnhäusern ist bereits saniert
und modernisiert. Dabei wurden alte Fassaden
erneuert und Baulücken geschlossen. Man ist
bestrebt, die historisch wertvolle Bausubstanz
zu erhalten. Es ist sichtbar, daß — obwohl Flä-
chenknappheit den Neuaufbau oft behindert —
das Bautempo in der Innenstadt in letzter Zeit
zunimmt. Hierzu dürfte auch die wachsende
Zahl geklärter vermögensrechtlicher Ansprüche
und erteilter Bescheide auf der Grundlage des
Investitionsvorranggesetzes beigetragen haben.
In Halle wurden über 20 000 vermögensrechtli-
che Ansprüche auf Immobilien angemeldet und
bewilligt. Auf der Grundlage des Investitions-
vorranggesetzes wurden von 928 Anträgen 654
endgültig beschieden und 519 Investitionsbe-
scheinigungen ausgestellt. Dadurch sind Inve-
stitionen in Höhe von etwa 1,5 Mrd. DM ange-
stoßen worden, die nach Angaben der Investo-
ren rund 12 000 Arbeitsplätze sichern bzw.
schaffen. Inzwischen konnten beachtliche Fort-
schritte erzielt werden. So wurde die Einzel-
handelsverkaufsfläche in der Stadt bis Ende
1993 auf rund 200 000 m
2 verdoppelt. Pro
Einwohner stehen damit nun 0,66 m
2 zur Ver-
fügung. Dabei sind die 1993 in Bau befindli-
chen Objekte, die 75 000 m
2 Verkaufsfläche
umfassen, noch nicht berücksichtigt. Im Okto-
ber 1994 wurde durch den Kaufhof-Konzern
das erste neue Warenhaus (Investitionssumme:
140 Millionen DM) in der Innenstadt eröffnet.
Attraktive Geschäfte werden auch in den Ne-
benstraßen der Altstadt geschaffen. Mit Inve-
stitionen an historischen Plätzen werden wei-
tere innerstädtische Anziehungspunkte entste-
hen. So gab es in diesem Jahr eine Reihe von
Grundsteinlegungen, etwa für das Charlotten-
Center mit einer Investitionssumme von 160
Mill. DM (Tabelle 14). Zu den größten inner-26
städtischen Vorhaben gehört das Projekt
„Spitze", mit dem das Stadtzentrum in den
kommenden zehn Jahren um zusätzliche Ein-
kaufsstätten und Dienstleistungseinrichtungen,
ein Funkhaus des Mitteldeutschen Rundfunks
sowie einen Konzertsaal erweitert werden soll.
Für diese Projekte sind insgesamt 500 Mill.
DM veranschlagt. Damit verbindet sich die
Hoffnung, daß die Anziehungskraft der großen
Einkaufszentren, die rund um Halle entstanden




Tabelle 14 — Ausgewählte Investitionsprojekte in Halle
1994
a (Mill. DM)
Vorhaben (Termin der Grundsteinlegung)
Altenheim „Johannes-Jänicke- Haus" (11.3.)
Einkaufs- und Dienstleistungszentrum
„An der Eselsmühle" (25.3.)
Charlotten-Center (13.4.)
Medienzentrum der Hochschule für


















Quelle: Stadtverwaltung Halle, Amt für Wirtschaftsför-
derung.
Investitionen in die Erschließung und Errich-
tung von Gewerbegebieten leisten einen wichti-
gen Beitrag, um Unternehmen anzusiedeln und
ihre Entwicklung zu fördern. In Halle wurden
bislang zehn Gewerbegebiete mit einer Ge-
samtfläche von 500 ha ausgewiesen. Davon
wurde das Technologie- und Gründerzentrum
mit einem Investitionsaufwand von rund 16
Mill. DM bereits Ende 1993 fertiggestellt. Auf
dessen Gelände haben sich 30 Unternehmen,
u.a. aus den Bereichen Mikroelektronik, Auto-
matisierungstechnik und Umwelttechnik, nie-
dergelassen. Mit dem Gewerbehof Halle-
Bruckdorf (ca. 50 ha) befindet sich gegenwärtig
der größte Gewerbehof Europas in der Realisie-
rungsphase. Neue Wege zur Schaffung eines
Industrie- und Gewerbegebiets außerhalb der
Stadt geht die Stadtverwaltung Halle gemein-
sam mit der Gemeinde Queis (Saalkreis). Dabei
geht es um die gemeinsame Erschließung des
Geländes, die gemeinsame Investorenanwer-
bung sowie das gemeinsame Steuersplitting.
Ein Schwerpunkt der Investitionstätigkeit in
Halle ist die Sanierung und Modernisierung der
öffentiichen Infrastruktur. Wichtige Maßnah-
men auf diesem Gebiet sind die Errichtung ei-
nes modernen Kraftwerks, eines Wasserwerks
und einer Abwasserversorgungsanlage. Diese
Investitionen waren dringlich, um die Lebens-
bedingungen für die Bewohner der Stadt zu
verbessern. Eine Vielzahl von Vorhaben, zum
Teil nicht minder dringlich, sind jedoch noch
nicht in Angriff genommen worden. Das be-
trifft vor allem die Sanierung und den Ausbau
der Verkehrswege. Die bisherigen Maßnahmen
reichen nicht aus, um eine spürbare Verbesse-
rung der Verkehrssituation zu erreichen. Viel-
fach scheint die Abnutzung der Straßen, beson-
ders der Durchgangsstraßen, schneller voranzu-
schreiten als ihre Reparatur. Die investiven
Haushaltsmittel, die dafür zur Verfügung stan-
den, betrugen 1993 rund 36 Mill. DM und 1994
rund 39 Mill. DM; sie sind damit gegenüber
1992 um etwa ein Fünftel gesunken. Der insge-
samt erforderliche Sanierungsumfang wird auf
etwa 300 Mill. DM veranschlagt. Entsprechend
muß damit gerechnet werden, daß selbst die
dringendste Sanierung der Straßen noch bis
zum Ende des Jahrzehnts dauern wird. Kritisch
ist der Zustand der meisten der 123 Brücken.
Obwohl der größte Teil davon erst nach 1960
gebaut worden ist, gibt es dringenden Sanie-
rungsbedarf. Bisher konnten 14 Brücken mit
einem Investitionsaufwand von ca. 60 Mill.
DM grunderneuert werden, doch sind weitere
100 Mill. DM erforderlich, um die übrigen
Brücken zu erneuern oder zu ersetzen. Die Be-
wältigung des Verkehrschaos in der Stadt
verlangt zudem nach neuen Lösungen. An
modernen Verkehrskonzepten, wie dem Bau
von entlastenden Tangenten, wird gearbeitet,
doch ihre vollständige Realisierung wird der
gegenwärtigen Planung zufolge erst nach der
Jahrhundertwende möglich sein.
Das größte städtebauliche Entwicklungspro-
jekt betrifft die Umnutzung eines ehemalig
militärisch genutzten Geländes im Stadtteil27
Heide-Süd. Nach dem beschlossenen Rahmen-
konzept soll auf dem 220 ha großen Gebiet u.a.
der naturwissenschaftliche Campus der Uni-
versität mit Dienstleistungseinrichtungen für
den wissenschaftlichen Bereich sowie Woh-
nungen für über 5 500 Einwohner, darunter für
über 1 000 Studenten, entstehen.
Leipzig
Leipzig ist mit fast 500 000 Einwohnern die
größte Stadt des Landes Sachsen. Sie gehört,
nach München und Berlin, zu den Großstädten
in Deutschland mit der höchsten Einwohner-
dichte (3 354 Einwohner/km
2). Trotz der gro-
ßen Zerstörungen im Zweiten Weltkrieg gibt es
noch eine umfangreiche, historisch wertvolle
Bausubstanz. Eine Besonderheit sind die Mes-
sepaläste und Passagen der Innenstadt, die al-
lerdings, wie andere geschichtliche Zeugnisse
und Teile der Altstadt, während der DDR-Zeit
immer mehr verfielen. Inzwischen zeichnet sich
die Stadt durch eine hohe Investitionsdynamik
aus. Leipzig ist auf dem bestem Weg, sich zu
einem internationalen Handels-, Finanz- und
Dienstleistungszentrum zu entwickeln.
Von den im Raum Halle-Leipzig beschlos-
senen, begonnenen oder fertiggestellten Investi-
tionsvorhaben mit einem Volumen von jeweils
über 100 Mill. DM (Tabelle 13) wird mehr als
ein Drittel, sowohl von der Anzahl der Projekte
als auch von ihrem Umfang her, in der Stadt
Leipzig realisiert. Der Großteil der Projekte —
mit einer Investitionssumme von etwa 7,5 Mrd.
DM — findet sich im Dienstleistungsbereich.
Weitere Vorhaben (1,7 Mrd. DM) dienen über-
wiegend Handelszwecken. Mit etwa 3 Mrd.
DM sollen Gewerbegebiete erschlossen und
soll die Infrastruktur, namentlich der Flughafen
Leipzig-Halle, ausgebaut werden.
Die von der Stadtverwaltung erteilten Inve-
stitionsbescheide spiegeln die Struktur der In-
vestitionen deutlich wider (Tabelle 15): Inve-
stitionsschwerpunkte sind, neben den erwähn-
ten Großprojekten, der Wohnungsbau, der Ein-
zelhandel und das Beherbergungsgewerbe. Bis
Mitte 1994 wurden 946 investive Maßnahmen
mit einem Investitionsvolumen von 8,7 Mrd.
DM genehmigt, darunter die Errichtung von
438 Wohn- und Geschäftshäusern (2,5 Mrd.
DM), von 79 neuen Einzelhandelsobjekten (1,3
Mrd. DM) und 21 neuen Hotels (1,2 Mrd. DM).
Damit sollen insgesamt rund 52 000 Arbeits-
plätze geschaffen werden. Vergleichsweise
niedrig fallen die Investitionen im Verarbeiten-
den Gewerbe aus. So sind in den beiden struk-
turbestimmenden Branchen, Maschinenbau und
Elektrotechnik, lediglich 16 Vorhaben mit 61
Mill. DM bzw. 9 Vorhaben mit 48 Mill. DM
zugesagt.
Die Investitionsdynamik in Leipzig liegt weit
über dem Durchschnitt in Ostdeutschland. Aus
der Sicht der Stadtverwaltung gehen die Pla-
nungen, vor allem bei der Schaffung von Bü-
roflächen, über den mittelfristigen Bedarf hin-
aus. Einige Investoren sind bereits dazu über-
gegangen, ihre Bauvorhaben zu strecken. Die


















84 7 741 1292,4
6 2 505 424,0
21 1591 186,7
731 36 599 6486,2
68 5 353 1204,9
35 8197 715,4
438 9428 2 542,6
946 52469 8 670,0
Quelle: Stadtverwaltung Leipzig.28
Aussagen zur weiteren Entwicklung stimmen
darin überein, daß strukturelle Änderungen zu
erwarten sind: Die Investitionen in den Berei-
chen Industrie, Handel und Dienstleistungen
werden in Zukunft wohl stagnieren oder sogar
leicht zurückgehen, die Investitionen in die In-
frastruktur und in den Wohnungsbau werden
weiter expandieren.
Als ungünstig für die Erhaltung der traditio-
nell ausgewogenen Wirtschaftsstruktur wird
von der Stadtverwaltung die Abwanderung von
gewerblichen Betrieben, wie Druckereien, aus
der Stadt ins Umland beurteilt. Für mittelstän-
dische Unternehmen wird es wegen der stei-
genden Grundstückspreise immer schwieriger,
ihre innerstädtischen Standorte zu halten; in der
Stadt liegen die Preise bei 150 DM/m
2, im
unmittelbaren Umland bei 80-100 DM/m
2.
Deshalb forcieren die Stadtverwaltung sowie
die Industrie- und Handelskammer den Aufbau
von Gewerbehöfen, in denen Einzelhändler und
Handwerker von niedrigen Mieten (5-
10 DM/m
2), die von der Stadt subventioniert
werden, profitieren.
Auch der Handel tut sich schwer in der In-
nenstadt, denn in den Umlandgemeinden sind
mehrere großflächige Handelseinrichtungen
entstanden. In den letzten Jahren wurden aber
auch mehrere größere Einkaufscenter in der
Stadt selbst errichtet, zuletzt in Paunsdorf
(69 000 m
2 Fläche). Leipzig dürfte in den
nächsten Jahren, betrachtet man die Handels-
einrichtungen, die in der Stadt selbst bereits
bestehen (ca. 256 000 m
2 Verkaufsfläche), zu-
sammen mit den in Bau oder Planung befindli-
chen (300 000 m
2) sowie den am Stadtrand an-
gesiedelten Einrichtungen (300 000 m
2), pro
Einwohner eine Verkaufsfläche von 1,6 m
2 er-
reichen. Damit würde sie den Durchschnitts-
wert vergleichbarer westdeutscher Städte (1,0-
1,2 m
2) bereits übertreffen. In der Innenstadt
entstehen weitere Einkaufszentren, vor allem
für den gehobenen Bedarf, und in den Randla-
gen der Stadt (Grünau, Connewitz) entstehen
mit einem Investitionsaufwand von 430 Mill.
DM zwei neue Einkaufszentren mit insgesamt
62 000 m
2 Verkaufsfläche sowie Freizeitein-
richtungen und Wohnungen. Dem Kaufkraftab-
fluß in das Umland wird auf diese Weise in
Leipzig wirksamer begegnet als in anderen ost-
deutschen Städten.
Trotz erheblicher Investitionen in die Infra-
struktur der Stadt gibt es noch immer große
Defizite. Von den Großinvestitionen entfallen
zwei auf die Infrastruktur — auf ein Objekt der
Stadtentwicklung (1 Mrd. DM Investitionen)
sowie ein Güterverteilzentrum (290 Mill. DM)
—, und es werden zwei große Gewerbegebiete
erschlossen (1,7 Mrd. DM). Die meisten ande-
ren Maßnahmen dienen der Sanierung und Mo-
dernisierung von Einrichtungen. 1994 sind fast
dreimal so hohe Haushaltsausgaben für Investi-
tionen in die Abwasserbeseitigung wie 1993
vorgesehen (Tabelle 16).
Tabelle 16 — Haushaltsausgaben der Stadt Leipzig für







































Quelle: Amt für Wirtschaftsförderung der Stadt Leipzig.
b. Zur Investitionsdurchführung in den
Großunternehmen Leuna und Buna
Die Erneuerung des Kapitalstocks in der Re-
gion Halle-Leipzig wurde auch am Beispiel
von zwei großen Chemieunternehmen, der
Leuna-Werke GmbH und der Buna GmbH,
untersucht. Die sich dort vollziehenden Pro-
zesse haben starke Rückwirkungen auf die ge-
samte Region.
Leuna-Werke GmbH, Merseburg
Das Unternehmen wurde 1916 im Auftrag der
Obersten Heeresleitung von der BASF gegrün-
det und als Ammoniakwerk Merseburg in Be-
trieb genommen. Später wurde es zu einem
Betrieb für technische Chemie ausgebaut, in
dem erstmals das Hochdrucksynthese-Verfah-
ren angewendet wurde. Mehr als 80 vH des29
Werkes wurden im Zweiten Weltkrieg zerstört.
Der Wiederaufbau war durch zwei Etappen ge-
prägt: zuerst durch die Umstellung von der
Kohlehydrierung auf die Erdölverarbeitung,
dann durch den Aufbau der Petrochemie und
der Kunststoffproduktion. Leuna wurde mit
27 000 Beschäftigten zum größten Chemiebe-
trieb der DDR. Ab 1972 setzte der Niedergang
ein, weil Erhaltungs- und Modernisierungsin-
vestitionen nicht in ausreichendem Maß getätigt
wurden. Unmittelbar nach der Wende führte das
zur Stillegung von mehr als 60 veralteten, nicht
mehr sanierungsfähigen Anlagen (Tabelle 17).
Durch eine Vielzahl von Ausgründungen, die
Stillegung nicht benötigter Betriebsteile und die
Privatisierung einzelner Geschäftsbereiche
wurde das Unternehmen neu strukturiert. Damit
ging ein Abbau der Beschäftigtenzahl einher,
und zwar von 27 000 auf rund 8 500 Personen.
7 700 Beschäftigte haben durch Ausgründun-
gen einen neuen Arbeitsplatz gefunden, weitere
1 900 arbeiten in der Leuna-Sanierungsgesell-
schaft. In dem noch zur Treuhandanstalt gehö-
renden Teil des Unternehmens waren im Okto-
ber 1994 noch 1 400 Mitarbeiter beschäftigt.
Von den ehemals 2 000 Beschäftigten, die in
der Forschung und Entwicklung tätig waren,
sind gegenwärtig noch 278 am Standort Merse-
burg tätig. Anfang 1995 wird dieser Bereich
privatisiert; lediglich 70 Forscher sollen dann
übernommen werden.
1991 und 1992 ermöglichten Treuhand-
Bürgschaften Investitionen in Höhe von 492
Mill. DM auf den Gebieten Umweltschutz, Pro-
duktionssicherheit und Infrastruktur; 1993 und
1994 wurden weitere rund 536 Mill. DM in-
vestiert. Dadurch konnte eine Entlastung der
Umwelt erreicht werden (Tabelle 18). Diese
Vorleistungen der Treuhandanstalt waren auch
ausschlaggebend dafür, daß sich auch private
Investoren zu einem Engagement bereit fanden;
diese wollen folgende Investitionen vornehmen:
- 4,3 Mrd. DM in den Neubau der Raffine-
rie (Elf Aquitaine),
- 650 Mill. DM in den Bau eines Kraft-
werks zur Versorgung der neuen Raffine-
rie,
- 500 Mill. DM in die Erneuerung der
Energieversorgung (STEAG AG),
- 530 Mill. DM in die Errichtung von Anla-
gen zur Produktion und Weiterverarbei-
tung von Caprolaktam (DOMO Group/
Belgien),
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- rund 350 Mill. DM in den Aufbau des
weltweit größten Zentrums für Technische
Gase (Linde AG),
- 125 Mill. DM in die Errichtung einer
neuen Wasserstoffperoxid-Anlage (L'Air
Liquide/Elf Atochem),
- die Modernisierung der Produktion von
Formaldehyd/Harnstoff-Form aldehyd-Lei-
me (Elf Atochem).
Tabelle 18 — Verringerung des Ausstoßes von Luft- und
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Tabelle 19 — Struktur der vertraglich zugesicherten In-
















Quelle: Leuna Werke GmbH.
Von den über 7 Mrd. DM vertraglich im
Rahmen der Privatisierung zugesicherten In-
vestitionen (Tabelle 19) sind etwa 1,7 Mrd. DM
bis Oktober 1994 realisiert worden, darunter
rund 750 Mill. DM eignerneutrale Investitionen
(Tabelle 20). Für Demontage- und Abbruchauf-
wand wurden bis Ende 1993 rund 130 Mill.
DM und im laufenden Jahr 94 Mill. DM durch
die Treuhandanstalt aufgebracht. Um die not-
wendigen Demontage- und Abrißarbeiten bis
zum Jahr 2000 zu bewältigen, sind in den kom-
menden Jahren Investitionen in gleicher Höhe
wie 1994 erforderlich. Damit soll die Standort-
qualität verbessert und zusätzliche Beschäf-
tigung geschaffen werden.



























Der Betrieb wurde 1936 von der IG Farben ge-
gründet, um erstmals in Europa synthetischen
Kautschuk zu produzieren. Bereits vor dem
Zweiten Weltkrieg wurde ein Produktions-
komplex errichtet, der auf den Rohstoffen
Braunkohle und Kalk basierte. Die außeror-
dentlich elektroenergieintensive Karbidproduk-
tion — auf sie entfiel etwa 10 vH des Elektro-
energieverbrauchs der DDR — war zwar mo-
dernisiert worden, blieb aber in hohem Maße
unwirtschaftlich und umweltschädigend.
Zur Produktionspalette von Buna gehörten
Synthesekautschuk, Dispersionen, Polystyrole,
HDPE, technische Kunststoffe, PVC und wei-
tere chemische Erzeugnisse. Das alles wurde
bis zur Wende auf größtenteils veralteten, meist
auch zu klein dimensionierten Anlagen erzeugt.
Knapp vier Fünftel der Produktion waren für
DDR-Betriebe bestimmt, die Umsätze in Osteu-
ropa (außer bei PVC und Textilhilfsmitteln)
waren vergleichsweise gering. Ende 1989 wa-
ren auf dem rund 400 ha großen Betriebsge-
lände rund 19 000 Mitarbeiter beschäftigt.
Zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit
des Unternehmens wurden inzwischen eine
Reihe von Maßnahmen ergriffen. Dazu zählen31
die Stillegung veralteter und verschlisse-
ner Anlagen (u.a. Karbidproduktion Mitte
1991) und ihre Demontage; teilweise auch
die Modernisierung von Anlagen, die in
den achtziger Jahren errichtet wurden;
die Umstellung der Produktion auf Erdöl-
folgeprodukte (vor allem Ethylen), die
hauptsächlich über eine Rohrleitung aus
dem Böhlener Cracker bezogen werden;
die Ansiedlung neuer Firmen, die Zwi-
schenprodukte, wie Dämmstoffe für das
Baugewerbe, verarbeiten;
ein drastischer Personalabbau.
Im Zusammenhang mit diesen Maßnahmen
müssen die Umsatzentwicklung und die Ent-
wicklung der Zahl der Beschäftigten gesehen
werden (Tabelle 21): 1993 war der Umsatz mit
585 Mill. DM um rund 150 Mill. DM (20 vH)
geringer als 1991. 1994 soll etwa wieder die
Umsatzhöhe von 1991 erreicht werden. Ende
1994 waren im Unternehmen noch rund 4 600
Mitarbeiter beschäftigt, etwa ein Viertel der frü-
heren Belegschaft (1989: 18 721 Beschäftigte).
1 400 Beschäftigte wurden von Firmen über-
nommen, 2 700 wurden in den Vorruhestand
geschickt, 6 000 wurden arbeitslos (Tabel-
le 22).
Tabelle 21 — Entwicklung der Kapitalintensität und -produktivität































































and Boden sowie des immateriellen Vermögens) und Umlaufvermögen. —
^Voraussichtliches Ist. —
 C2. Halbjahr. — ^Umsatz je 1 000 DM Sachkapital. —
 eJahresende. — *Jahressumme.
Quelle: Buna GmbH.
Tabelle 22 — Verbleib der Personalabgänge bei der




















































Im Unternehmen wurden im Zeitraum 1991-
1994 rund 600 Mill. DM investiert (Tabelle
23). Der größte Teil der Mittel, nach Ein-
schätzung der Geschäftsführung etwa 80 vH,
wurde zu Sanierungszwecken, wie Maßnahmen
zur Produktionsstabilisierung, Entflechtung des
Energie- und Stoffverbundes, Umweltschutz-
maßnahmen u.a., eingesetzt. Die Modernität der
Produktionsanlagen konnte nur wenig erhöht
werden. Investitionen in zukunftsträchtige Ge-
schäftsfelder spielten ebenfalls nur eine geringe
Rolle. Das spiegelt sich auch in der Entwick-
lung der Kapitalproduktivität wider, die 1994
etwa um ein Zehntel niedriger war als 1991
(Tabelle 21).
Nach Auffassung der Unternehmensleitung
sind dringend vermehrte Investitionen zur Mo-
dernisierung der Anlagen erforderlich. Die zü-
gige Realisierung der vorgesehenen Schlüssel-32
Investitionen (u.a. OxyChlorierung, um den
Stoffverbund zu schließen) sei für die künftige
Wettbewerbsfähigkeit von Buna unverzichtbar.
Die erforderlichen Konzeptionen lägen bereits
vor. Voraussetzung für deren Umsetzung ist je-
doch die Privatisierung des Unternehmens. Die
Treuhandanstalt rechnet damit, Teile eines
Vertrags mit dem US-Konzern Dow Chemical
noch im Dezember 1994 zu paraphieren. Die
Verhandlungen zum Gesamtvertrag sollen An-
fang 1995 fortgeführt werden.
Tabelle 23 — Umfang und Art der Investitionen bei der
























III. Konzepte der Investitionsförderung: Wegweisung und Bewertung
1. Grundlagen regionaler
Wirtschaftsförderung
Der wirtschaftliche Aufbau in Ostdeutschland
vollzieht sich unter Bedingungen, die es ange-
zeigt erscheinen lassen, die Anpassungspro-
zesse nicht vollständig und ausschließlich den
Marktkräften zu überlassen. Regionale Wirt-
schaftsförderung ist notwendig, weil es aus ge-
sellschaftlichen wie auch aus ökonomischen
Gründen sinnvoll ist — etwa um einer über-
mäßigen Abwanderung von Arbeitskräften vor-
zubeugen —, die Anpassungsprozesse zu be-
schleunigen, also „Zeit zu kaufen". Für die
Förderpolitik ergibt sich daraus die Aufgabe,
temporäre Standortnachteile aufgrund von Inve-
stitionshemmnissen zu überspielen: Solange
derartige Hemmnisse sich nicht beseitigen las-
sen, kommt man nicht umhin, den Kapitalströ-
men mit Hilfe von Subventionen den Weg zu
ebnen. Eine breit angelegte Investitionsförde-
rung ist dazu aus angebots- wie auch aus nach-
fragetheoretischer Sicht die angemessene Stra-
tegie.
Nach der neoklassischen Theorie werden die
Entwicklungsperspektiven einer Region durch
ihre Ausstattung mit Produktionsfaktoren
(Arbeit, Kapital, Boden) bestimmt. Darüber
hinaus spielen nach dem Potentialfaktorkonzept
ihre wirtschaftsgeographische Lage, ihre Infra-
struktur, ihr Agglomerationsgrad sowie ihr
Wohn- und Freizeitwert eine wichtige Rolle.
Gibt es Engpaßfaktoren, so behindern sie die
optimale Nutzung der übrigen Faktoren. In
Ostdeutschland bestehen Engpässe in erster
Linie bei der Ausstattung mit Sachkapital und
bei den Infrastruktureinrichtungen. Die Beseiti-
gung dieser Engpässe wäre die problemgerechte
Form der Wirtschaftsförderung.
Nach der postkeynesianischen Theorie sind
Investitionen die Schlüsselgröße des Wachs-
tums. Sie schaffen Produktion, Beschäftigung
und Einkommen in der Region. Nach dem Ex-
portbasiskonzept sind die Wachstumseffekte
von Investitionen dann am größten, wenn die
Unternehmen sich auf den internationalen
Märkten durchsetzen können. Das Exportbasis-
konzept empfiehlt folglich die Förderung von
Produktionen für den Fernabsatz.
2. Die Ausgestaltung der Förderung
Wirtschaftsförderung in Ostdeutschland erfolgt
mit großem Mittelaufwand und auf vielfältige
Weise.
3
8 Die Mittel kommen von zahlreichen
Stellen — der Europäischen Union, dem Bund,
den Ländern, den Förderbanken und der Treu-
handanstalt — und aus unterschiedlichen
„Töpfen". Die Zahl der üblicherweise zur Wirt-
schaftsförderung zählenden Programme ist in
ihrer Vielfalt kaum noch zu überblicken.
3
9 Die
wichtigsten, da quantitativ bedeutsamsten Sau-33
len der Förderung sind Investitionszuschüsse,
Investitionszulagen, Sonderabschreibungen und
günstige Kredite. Daneben gewährt die Treu-
handanstalt ihren Unternehmen vielfältige Un-
terstützung im Rahmen der Sanierung und Pri-
vatisierung.
Bei der Investitionszulage und den Sonder-
abschreibungen handelt es sich um Steuerver-
günstigungen, auf die bei Erfüllung der Förder-
voraussetzungen ein Rechtsanspruch besteht.
Bei den Investitionszuschüssen und bei den
Förderkrediten handelt es sich dagegen um
Programme, die jeweils mit einem begrenzten
Mittelvolumen ausgestattet sind. Anträge für
förderfähige Projekte werden hier nach Maß-
gabe der vorhandenen Mittel beschieden: Bei
ausreichenden Mitteln kann die volle, bei knap-
pen Mitteln eine teilweise Förderung gewährt
werden. Sind die Mittel erschöpft, können auch
förderfähige Projekte zunächst nicht unterstützt
werden.
Neben den großen Förderprogrammen exi-
stiert eine Vielzahl spezifischer Förderpro-
gramme mit höchst unterschiedlichen Zielen,
die von Energiesparen, Umweltschutz, Be-
schäftigung, Forschung und Entwicklung, In-
novation und Technologie, Tourismus und
Fremdenverkehr, Wohnungsbau, Unterneh-
mensberatung, Aus- und Weiterbildung, Quali-
tätsmanagement, Messebeteiligung, Konsum-
gütermarketing, Entwicklung der Film- und
Medienkultur bis hin zur Verwendung von
schwerem Heizöl (Berlin-Ost, Sachsen), der
Schiffsentsorgung und des Einsatzes von Au-
ßenwirtschaftsassistenten (Mecklenburg-Vor-
pommern), von Handwerkerhöfen und, so der




Unter Beachtung bestimmter Höchstsätze,
die die Europäische Kommission im Rahmen
ihrer Beihilfeaufsicht festgelegt hat, können
verschiedene Förderprogramme kumulativ be-
ansprucht werden. Es gilt generell ein Satz von
35 vH als Obergrenze, für kleine und mittlere
Unternehmen ein Satz von 42 vH, für Existenz-
gründer von 48 vH. In Ausnahmefällen können
bis zu 75 vH der Investitionskosten durch Mit-
tel aus öffentlichen Programmen gedeckt wer-
den.
4
1 Obwohl einem Investor im Prinzip alle
Förderwege offenstehen, hat sich für die großen
Programme folgendes Muster der Inanspruch-
nahme herauskristallisiert: Praktisch alle Inve-
storen nehmen die Zulage in Anspruch und in
der Regel beanspruchen sie zusätzlich entweder
die Zuschüsse oder die Förderkredite. Wird auf
die Zuschüsse verzichtet, werden meistens
mehrere Förderkredite beantragt.
Investitionszuschüsse im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur "
Die Förderung durch Investitionszuschüsse im
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" ist
eines der umfangreichsten Förderprogramme.
Durch den Einigungsvertrag wurden die neuen
Länder und Ost-Berlin für zunächst fünf Jahre
in Gänze zum Fördergebiet erklärt.
4
2 Mit dem
23. Rahmenplan hat der Planungsausschuß für
regionale Wirtschaftsförderung den Förderzeit-
raum um ein Jahr bis Ende 1996 verlängert.
4
3
Bis dahin ist eine Benennung von Schwer-
punktorten im Rahmenplan nicht vorgesehen.
Es obliegt vielmehr den Ländern, bei der För-
derung räumliche Schwerpunkte zu setzen.
Tabelle 24 — Bewilligungsrahmen der GA „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" in Ostdeutsch-














Quelle: 23. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" für
den Zeitraum 1994 bis 1997 (1998). Deutscher Bundes-
tag, Unterrichtung durch die Bundesregierung, Drucksa-
che 12/7175. Bonn, März 1994; Karl Lichtblau, Investi-
tionsförderung in den neuen Ländern. IW-Trends, Vol. 3,
1993, S. 17-38.
Die Mittel zur Erfüllung der Gemeinschafts-
aufgabe werden von den Ländern, dem Bund
und der EG gemeinsam aufgebracht. Für den
Zeitraum 1990 bis 1994 belaufen sich die ins-34
gesamt bereitgestellten Haushaltsmittel auf
rund 53,5 Mrd. DM (Tabelle 24). Mit GA-Zu-
schüssen werden sowohl Investitionen der ge-
werblichen Wirtschaft als auch Investitionen in
wirtschaftsnahe Infrastruktur unterstützt. Die
Vergabekriterien zielen darauf, vor allem die
Neuerrichtung von Betrieben mit hauptsächlich
überregionalem Absatz zu fördern. Errichtun-
gen können mit bis zu 23 vH der Investitions-
summe, Erweiterungen mit bis zu 20 vH, Um-
stellungen und grundlegende Rationalisierun-
gen mit bis zu 15 vH bezuschußt werden. Der
Festlegung des Mindestradius für den überre-
gionalen Absatz auf 30 km liegt die Idee zu-
grunde, daß ein Produzent um so stärker dem
Wettbewerb ausgesetzt ist, je leichter die Güter
oder Dienste, die er anbietet, handelbar sind.
Dies gilt nicht nur für die internationalen Märk-
te, sondern auch für die überregionalen Märkte
im nationalen Rahmen. Seit 1991 können auch
Treuhandbetriebe Investitionszuschüsse erhal-
ten. Dies wurde in den einzelnen Ländern aller-
dings unterschiedlich gehandhabt.
Steuerliche Förderung durch Investitionszu-
lage, Sonderabschreibungen und Verzicht auf
ertragsunabhängige Steuern
Jeder Investor, der bestimmte Voraussetzungen
erfüllt,
4
4 hat einen Rechtsanspruch auf Förde-
rung durch die Investitionszulage. Sie wird ge-
währt für Ausrüstungsinvestitionen (Neuan-
schaffung und Herstellung abnutzbarer, beweg-
licher Wirtschaftsgüter) und war zunächst als
eine einheitliche Grundförderung konzipiert.
Obwohl sie inzwischen mehrfach modifiziert
und differenziert wurde, ist sie unter allen För-
derinstrumenten dasjenige, das den größten
Adressatenkreis hat.
Die allgemeine Investitionszulage wurde
bzw. wird in folgender Höhe gewährt:
- 12 vH, sofern die Investition zwischen
dem 1.7.1990 und dem 30.6.1992 abge-
schlossen wurde;
- 8 vH, sofern die Investition vor dem
1.1.1992 begonnen und zwischen dem
1.7.1992 und dem 31.12.1994 abgeschlos-
sen wurde;
- 8 vH, sofern die Investition zwischen dem
1.1.1993 und dem 30.6.1994 begonnen
wurde und bis zum 31.12.1996 abge-
schlossen wird;
- 5 vH, sofern die Investition nach dem
30.6.1994 begonnen wurde und bis zum
30.6.1997 abgeschlossen wird.
Eine erhöhte Investitionszulage wird gewährt
in Höhe von
- 20 vH für Investitionen von bis zu
1 Mill. DM in lokalen mittelständischen




summen von über 1 Mill. DM wird die
allgemeine Zulage von 5 vH bzw. 8 vH
gewährt. Zulagen in Höhe von 20 vH kön-
nen allerdings nur noch bis zum
31.12.1994 gewährt werden, weil die EU-
Kommission die Beschränkung auf ortsan-
sässige Investoren als Diskriminierung der
EU-Ausländer beanstandet hat.
- 10 vH als sogenannte „Mittelstandsinve-
stitionszulage", die nicht mehr auf den
Wohnsitz des Investors abstellt und die
20-vH-Zulage ablöst. Sie gilt bereits seit
dem 1.7.1994 und wird für Investitionen
mit einem Volumen von maximal 5 Mill.
DM gewährt. Für Investitionssummen, die
über dieses Volumen hinausgehen, wird
eine Zulage von 5 vH gezahlt.
Als zweite Maßnahme der steuerlichen In-
vestitionsförderung besteht die Möglichkeit, im
Jahr der Anschaffung und in den vier darauffol-
genden Jahren Sonderabschreibungen in Höhe
von 50 vH der Anschaffungs- und Herstellungs-
kosten für abnutzbare, bewegliche und unbe-
wegliche Wirtschaftsgüter (Ausrüstungen und
Bauten) vorzunehmen. Hiervon profitieren je-
doch lediglich solche Investoren, denen es ent-
weder gelingt, schon im ersten Jahr der Nut-
zung hohe Gewinne zu erzielen — was in der
Regel nicht der Fall ist —, oder aber solche, die
die Anfangsverluste einer Investition mit Ge-
winnen aus anderen Aktivitäten verrechnen
können — was in der Regel nur bei auswärti-
gen Investoren der Fall sein dürfte, die sowohl
in Ost- als auch in Westdeutschland Betriebs-35
Stätten haben. Die Koalitionsvereinbarungen
der Bundesregierung vom November 1994 se-
hen eine Verlängerung der Investitionszulagen-
regelung und der Sonderabschreibungsmög-
lichkeiten vor.
Der Verzicht auf die ertragsunabhängigen
Steuern (Gewerbekapital- und Vermögensteuer)
soll für die neuen Bundesländer weiterhin bis
Ende 1995 gelten. Die Bundesregierung hat
sich jedoch vorgenommen, diese Steuern im
Rahmen der Unternehmenssteuerreform ganz
abzuschaffen.
Förderkredite für den Mittelstand
Die Kreditprogramme für den Mittelstand er-
leichtern die Finanzierung von Investitionen
und Existenzgründungen durch die Verbilli-
gung des Fremdkapitaleinsatzes und die Ver-
breiterung der Haftungsbasis. Sie werden von
der Deutschen Ausgleichsbank und von der
Kreditanstalt für Wiederaufbau durchgeführt.
Das Eigenkapitalhilfeprogramm der Deut-
schen Ausgleichsbank bietet mittelständischen
Unternehmen, die gegründet, erworben oder
grundlegend erneuert und modernisiert werden,
ein eigenkapitalähnliches Darlehen, ohne daß
die banküblichen Sicherheiten gestellt werden
müssen. Es beträgt in der Regel 40 vH der In-
vestitionssumme. Es fungiert als haftendes
Kapital und stärkt damit unmittelbar die Eigen-
kapitalbasis des Unternehmens. Das Programm
begünstigt neben Einzelunternehmen auch sol-
che, die minderheitlich einen „unternehmerisch
kompetenten Mitgesellschafter" beteiligen, der
in der Regel aus den westiichen Bundesländern
kommt. Durch diese sogenannte Partner-
schaftsvariante soll der Transfer von Manage-
ment-Know-how und Risikokapital erleichtert
werden.
4
6 Über Existenzgründungen und Mo-
dernisierungen hinaus wird inzwischen auch die
Meisterqualifikation im Handwerk durch Ei-
genkapitalhilfe gefördert. Auf diese Weise sol-
len weitere Existenzgründungen angeregt wer-
den. Ostdeutsche Investoren können, anders als
westdeutsche, das Eigenkapitalhilfeprogramm
nicht nur einmal, etwa bei Gründung oder Er-
werb eines Unternehmens, sondern mehrmals,
nämlich auch bei Folgeinvestitionen, in An-
spruch nehmen. Die Koalitionsvereinbarungen
sehen vor, die Eigenkapitalhilfe bis Ende 1998
fortzuführen.
Aus dem ERP-Sondervermögen gewährt die
Kreditanstalt für Wiederaufbau mittelständi-
schen Unternehmen der gewerblichen Wirt-
schaft sowie Angehörigen der Freien Berufe
(zuletzt mit Ausnahme der Freien Heilberufe)
zinsgünstige Kredite, und zwar für Existenz-
gründungen ebenso wie für Folgeinvestitionen.
ERP-Kredite können bis zu 50 vH der gesamten
Investitionssumme erreichen. Auch ausländi-
sche Unternehmen, die sich in den neuen Bun-
desländern engagieren — sei es durch Grün-
dung einer Niederlassung, sei es durch Beteili-
gung an einem Joint venture —, können
ERP-Kredite in Anspruch nehmen. Neben den
günstigen, über die gesamte Laufzeit festen
Zinsen (Tabelle A4) liegen die Vorteile dieser
Kredite in den langen Laufzeiten (bis zu
20 Jahren), in einer tilgungsfreien Zeit von bis
zu 5 Jahren nach Aufnahme der Mittel und in
der Möglichkeit der jederzeitigen Rückzahlung.
Anders als bei der Eigenkapitalhilfe sind jedoch
die banküblichen Sicherheiten beizubringen.
Die ERP-Kredite umfassen neben einem Exi-
stenzgründungsprogramm (Gründung einer
selbständigen Existenz als Haupterwerbsgrund-
lage) und einem Aufbauprogramm (Investitio-
nen zur Errichtung, Übernahme, Erweiterung,
Umstellung oder Rationalisierung, jedoch keine
reinen Ersatzinvestitionen) auch ein Umwelt-
schutzprogramm und ein Programm zur Förde-
rung der Beteiligung privater Kapitalbeteili-
gungsgesellschaften an kleinen und mittleren
Unternehmen.
Neben den ERP-Krediten können Investoren
in Ostdeutschland Förderkredite aus den Ei-
genmitteln der Deutschen Ausgleichsbank
(sogenanntes Existenzgründungsprogramm) so-
wie der Kreditanstalt für Wiederaufbau (soge-
nanntes Mittelstandsprogramm) erhalten. Auch
diese Kredite bieten günstige Konditionen im
Hinblick auf verbilligte, über die gesamte Lauf-
zeit von bis zu 10 Jahren hinweg feste Zins-
sätze, tilgungsfreie Jahre und einen Finanzie-
rungsumfang von bis zu 75 vH der Investitions-
summe. Bei beiden Programmen sind jedoch,
ebenso wie bei den ERP-Krediten, bankübliche
Sicherheiten erforderlich. Daher werden ergän-36
zend zur Kreditförderung den kleinen und mitt-
leren Unternehmen auch Bürgschaftsprogram-
me angeboten. Je nach Mittelbedarf können
Bürgschaften
- von bis zu 1 Mill. DM durch die Bürg-
schaftsbanken der Länder,
- von 1-20 Mill. DM durch die Deutsche
Ausgleichsbank,
- ab 20 Mill. DM durch den gemeinsamen
Bürgschaftsausschuß von Bund und Län-
dern
gewährt werden. Diese Bürgschaften werden
gegenüber der Hausbank des investierenden
Unternehmens übernommen, denn diese haftet
gegenüber dem Förderinstitut für Verzinsung
und Rückzahlung der Kredite.
Insgesamt sind die Mittelstandsprogramme
so angelegt, daß die einzelnen Maßnahmen dort
ansetzen, wo die Finanzierungsprobleme klei-
ner und mittlerer Unternehmen am größten
sind, nämlich
- an der Eigenkapitalbasis, die in der Grün-
dungsphase meistens sehr schmal ist,
- an den Kosten des Fremdkapitals, die ge-
rade in der Gründungsphase eines Unter-
nehmens und in den Anfangsjahren einer
Investition schwer aufzubringen sind,
- an der Bonität, also am Zugang zu Fremd-
kapital, denn den Unternehmen fehlt es
aufgrund ihrer erst kurzen Geschichte
häufig an Vermögenswerten und am Nach-
weis ihrer Kreditwürdigkeit.
3. Ergebnisse und Bewertung
Investitionszuschüsse im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur "
Investitionszuschüsse wurden in Ostdeutsch-
land in den zurückliegenden vier Jahren für In-
vestitionen im Gesamtumfang von 137 Mrd.
DM bewilligt (Tabelle 25). Der weit überwie-
gende Teil davon, 119 Mrd. DM, entfiel auf In-
vestitionen der gewerblichen Wirtschaft, der
Rest auf Maßnahmen zur Verbesserung der
wirtschaftsnahen Infrastruktur. Dabei wurden
Infrastrukturmaßnahmen gemessen am Investi-
tionsvolumen intensiver gefördert als gewerbli-
che Investitionen: Während ihr Anteil am Ge-
samtvolumen etwa ein Siebtel beträgt, entfällt
auf sie reichlich ein Drittel der insgesamt be-
willigten Fördergelder. Folgt man der Förder-
statistik, wurden von der gewerblichen Wirt-
schaft im Rahmen der durch Zuschüsse geför-
derten Investitionen knapp 1 Mill. Arbeitsplätze
gesichert oder neu geschaffen, wobei die
Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze ein höhe-
res Gewicht zu haben scheint, als die Sicherung
der bestehenden.













































Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft.
Vielerorts besteht der Eindruck, vor allem
mittlere und große Betriebe würden von der
GA-Förderung profitieren, während kleine Be-
triebe kaum in deren Genuß kämen, weil sie das
Kriterium des überregionalen Absatzes selten
erfüllten. Die GA-Förderung kommt aber in
hohem Maße auch den kleinen und mittelstän-
dischen Betrieben zugute (Tabelle 26). Auf die
Betriebe mit weniger als 500 Beschäftigten ent-
fallen jeweils mehr als neun Zehntel des geför-
derten Investitionsvolumens und der bewillig-
ten Fördermittel. In dieser Gruppe finden sich
allerdings auch die großen, internationalen Un-
ternehmen, die auf der „grünen Wiese" kapital-
intensive Produktionsstätten errichten und zu
Beginn der Investition dort nur wenige Mitar-37
beiter beschäftigen. Auch der Befund, daß die
Kapitalintensität der Investitionsvorhaben (In-
vestitionsvolumen je Arbeitsplatz) ausgerechnet
bei den kleinsten Betrieben am größten ist,
stützt die Vermutung, daß einzelne Großprojek-
te die Auswertung beeinflussen (Tabelle 27).
Im Unterschied dazu sind es im Einzelfall, also
je Investitionsvorhaben, die mittleren und gro-
ßen Betriebe (mit 200 und mehr Beschäftigten),
die die meisten Arbeitsplätze schaffen und das
größte Investitionsvolumen bewegen. Gleich-
wohl sind es in der Summe die kleinen Betriebe
(mit bis zu 19 Beschäftigten) die im Rahmen
der GA-Förderung die große Mehrzahl der In-
vestitionsprojekte durchführen und dabei die
meisten Arbeitsplätze sichern bzw. schaffen
(Tabelle 26).
In den einzelnen Bundesländern ergeben sich
— offenbar entsprechend der landestypischen
Betriebsgrößenstruktur — unterschiedliche
Förderschwerpunkte (Tabelle A5). So entfallen
auf kleine Unternehmen mit weniger als
20 Beschäftigten in Thüringen über 90 vH der
geförderten Investitionen, in Berlin dagegen nur
rund 50 vH. Dort spielen, im Vergleich der
neuen Länder, mutiere Unternehmen mit 50 bis
499 Beschäftigten die dominierende Rolle. Die
Investitionen von Unternehmen mit 1 000 oder
mehr Beschäftigten (hierbei dürfte es sich im
wesentlichen um die Werften handeln) haben
das größte Gewicht in Mecklenburg-Vorpom-
mern. Dort tätigen sie 17 vH der geförderten
Investitionen. In Thüringen ist ihre Bedeutung
dagegen verschwindend gering.










































































Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft.






















































Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft.38
FOrder kr edite für den Mittelstand
Die Mittelstandsförderung in Ostdeutschland
wird mit einer Vielzahl von Programmen be-
trieben, und es ist nicht leicht, einen umfassen-
den, vor allem einen konsistenten Überblick
über die Inanspruchnahme der Programme und
die Ergebnisse der Förderung zu geben. Den
Schwerpunkt der Mittelstandsförderung bildet
die Existenzgründungsförderung. Aus den ver-
schiedenen Gründungsförderprogrammen — im
wesentiichen dem Eigenkapitalhilfeprogramm,
den Existenzgründungsprogrammen des ERP-
Fonds und der Deutschen Ausgleichsbank und
dem Bürgschaftsprogramm für Angehörige
Freier Berufe — wurden von 1990 bis Ende
1993 insgesamt rund 28,5 Mrd. DM an Förder-
krediten zugesagt, pro Jahr im Durchschnitt
also mehr als 8 Mrd. DM. Durch diese För-
derung wurden rund 150 000 Existenzgründer
unterstützt, die den Erhebungen der Deutschen
Ausgleichsbank zufolge in diesem Zeitraum
etwa 1,3 Mill. Arbeitsplätze erhalten oder ge-
schaffen sowie Investitionen im Umfang von
rund 58 Mrd. DM getätigt haben. Bis zur Jah-
resmitte 1994 dürften durch ERP-Kredite und
Eigenkapitalhilfe (die in den meisten Fällen
gleichzeitig beansprucht wurden) rund 160 000
Existenzgründungen
4
7 und 75 000 bestehende
Betriebe gefördert worden sein. Insgesamt wur-
de etwa jede zweite Existenzgründung mit öf-
fentlichen Mitteln unterstützt.
4
8 Über den För-
derzeitraum hinweg ging die Zahl der be-
willigten Kreditanträge kontinuierlich zurück,
während der durchschnittliche Umfang der ge-
planten Investitionen und damit das durch-
schnittliche Volumen der bewilligten Kredite
anstieg (Tabelle 28).
Die Förderkredite an den Mittelstand entfie-
len etwa zur Hälfte auf Betriebe des Produzie-
renden Gewerbes, zu etwa einem Fünftel je-
weils auf Dienstleistungsbetriebe und Angehö-
rige Freier Berufe und zu etwa einem Sechstel
auf Handelsbetriebe (Tabelle 29). Damit schei-
nen Dienstleistungen und Freie Berufe von der
Mittelstandsförderung in einem höheren Maße
zu profitieren, als es ihrem Anteil an der Bran-
chenstruktur in Ostdeutschland entspricht.
4
9
Dies dürfte mit der hohen Gründungsdynamik
in diesen Bereichen zusammenhängen. Der re-
lativ hohe Anteil des Produzierenden Gewerbes
dürfte auf eine hohe Beteiligung von Hand-
werksbetrieben zurückzuführen sein. Die regio-
nale Verteilung zeigt, daß ein relativ großer
Teil der Förderkredite auf die Länder entfällt,
deren Betriebsstruktur in besonderem Maße
von kleinen und mittleren Betrieben geprägt ist,
nämlich auf Sachsen und Thüringen.
Tabelle 28 — Existenzgründungsförderung durch Eigen-






















34 900 22 500
3 564 2 955





48 600 29 700
9 480 8 313















Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft.
Die Unternehmen, die schon seit 1990 an der
Förderung teilnehmen (nur über sie wird peri-
odisch berichtet), können in der großen Mehr-
zahl gute Erfolge vorweisen.
5
0 Sie melden ein
kontinuierliches Anwachsen von Umsatz und
Beschäftigung (Tabelle 30). Es wird erkennbar,
daß sich der Schwerpunkt der Fördertätigkeit
von der reinen Gründungsförderung hin zur
Förderung des Unternehmenswachstums verla-
gert. Zunehmend werden inzwischen Anschluß-
investitionen getätigt und gefördert. Sie dienen
einerseits der Ausweitung der Kapazitäten, an-
dererseits der Steigerung der Produktivität.
Ein ähnliches Bild läßt sich hinsichtlich der
Förderaktivitäten durch die Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW) zeichnen. Auch die rund
48 000 mittelständischen Unternehmen, die die
KfW von 1990-1993 durch Investitionskredite
förderte, verzeichneten einen Anstieg von Um-
satz, Beschäftigung und Investitionen (Tabel-
le 31).39
Tabelle 29 — Verteilung der Förderkredite der Deutschen Ausgleichsbank in den neuen Bundesländern nach Wirtschafts-
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13,8 22,7 29,8 15,2 14,4 4,1
14,5 22,9 28,9 16,3 14,3 3,0
15,7 16,6 33,4 14,9 12,7 6,7
16,1 16,3 29,7 17,9 12,0 7,8
ergungsgewerbe sowie Verkehrsbetriebe. — Anteile der Länder am Gesamtvolumen des jeweiligen
mtbevölkening in den neuen Bundesländern.
Quelle: Deutsche Ausgleichsbank.
Tabelle 30 — Geschäftsentwicklung bei den 1990-1993
durch die Deutsche Ausgleichsbank geförderten Exi-
stenzgründern in Ostdeutschland
Jahresumsatz*




1990 1991 1992 1993
a
587 746 1 240 1 370
3,4 6,5 8,3 9,8
Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft.
Tabelle 31 — Geschäftsentwicklung bei den 1991-1993
durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau geförderten
mittelständischen Unternehmen in Ostdeutschland
Jahresumsatz




3 (1 000 DM)
aJe Unternehmen.
1991 1992 1993
1 100 3100 5 000
14 18 22
240 - 850
Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft.
Die Finanzierungsstruktur derjenigen Inve-
stitionen in Ostdeutschland, die durch KfW-
Kredite gefördert wurden, zeigt, daß sie in zu-
nehmendem Maße mit Eigenmitteln finanziert
werden und daß sich der Eigenfinanzierungsan-
teil dabei schrittweise dem in Westdeutschland
annähert (Tabelle A6). Dabei fällt auf, daß die
Anteile der GA-Zuschüsse weit hinter den För-
derhöchstsätzen zurückbleiben. Dies erklärt
sich zum einen aus der regionalen Differenzie-
rung der GA-Förderung. Unternehmen an
Standorten, wo die GA-Förderung geringer aus-
fällt — sie stellen den größten Teil der Klientel
der Förderbanken —, sichern ihre Finanzierung
schwerpunktmäßig durch die Inanspruchnahme
der Förderkredite. Umgekehrt können Unter-
nehmen, deren Standort als besonders förde-
rungswürdig ausgewiesen ist, bei den
GA-Mitteln die Förderhöchstsätze erreichen
und bevorzugen daher diese Fördermöglichkeit;
auf Förderkredite verzichten sie dann unter
Umständen ganz. Außerdem erklären sich die
niedrigen GA-Anteile daraus, daß für ein und
dasselbe Investitionsprojekt die Grundlage zur
Bemessung der GA-Mittel geringer ist als die
zur Bemessung der KfW-Kredite, in der bei-
spielsweise auch die Kosten des Erwerbs ge-
brauchter Anlagen und des Grundstückserwerbs
enthalten sind. Die GA-Förderung bezieht sich
vielfach also nur auf einen Teil der gesamten
Investitionssumme.
Forschungsförderung
Forschungsaktivitäten haben vielfach, insbe-
sondere im Bereich der Grundlagenforschung,40
einen gesamtwirtschaftlichen Nutzen, der über
den unmittelbaren Nutzen für das forschende
Unternehmen hinausgeht. Viele Forschungsak-
tivitäten sind damit generell förderungswürdig.
Zudem ist die Forschung gerade in den neuen
Bundesländern besonders förderungsbedürftig,
weil in den letzten Jahren erheblich vernachläs-
sigt: Die außeruniversitäre Forschung mußte
sich der Evaluierung durch den Wissenschafts-
rat unterziehen und die Industrieforschung sich
den Regeln des Marktes unterwerfen. Viele
Institute und Unternehmen sahen sich gezwun-
gen, ihre vormals umfangreichen und personal-
intensiven Forschungsaktivitäten im Interesse
ihrer kurzfristigen Wirtschaftlichkeit und
Überlebensfähigkeit drastisch zu reduzieren.
Die Umstrukturierung der staatlichen For-
schungsinfrastruktur ist inzwischen weit voran-
geschritten. Die Personalausstattung in den
vom Bundesministerium für Forschung und
Technologie geförderten Einrichtungen ent-
spricht derzeit weitgehend der in den alten
Bundesländern. Das BMFT wendet in Ost-
deutschland gegenwärtig pro Kopf der Wohn-
bevölkerung und des Forschungspersonals hö-
here Mittel auf als in Westdeutschland. Dabei
ist allerdings zu berücksichtigen, daß in den
alten Bundesländern traditionell ein Großteil
der institutionellen Förderung durch die Länder
erfolgt. Sie ist weit umfangreicher als die ent-
sprechenden Fördermaßnahmen in den neuen
Bundesländern. Auch die Umstrukturierung der
industriellen Forschung in Ostdeutschland wird
seitens des Bundes und der Länder unter-
stützt.
5
1 Dadurch konnte das Tempo der drasti-
schen Reduzierung des Forschungspersonals
verlangsamt werden. Von 1990-1993 gewährte
der Bund Fördermittel im Umfang von rund
930 Mill. DM zur Umstrukturierung der indu-
striellen Forschungskapazitäten. 1994 wandte
der Bund weitere 720 Mill. DM zur Förderung
von Forschung und Entwicklung im Unterneh-
mensbereich auf.
5
2 Diese Mittel flössen an ins-
gesamt rund 2 700 Unternehmen; dies sind
etwa vier Fünftel aller ostdeutschen Unterneh-
men, die Forschung und Entwicklung betrei-
ben. Vielfach sind die Förderprogramme spe-
ziell auf mittelständische Unternehmen sowie
auf technologieorientierte Existenzgründer zu-
geschnitten, so etwa auf die Förderung von
Technologie- und Gründerzentren, von denen
sich derzeit 15 im Auf- und Ausbau sowie 10
weitere in der Planung befinden.
Tabelle 32 —Förderung von Forschung, Entwicklung, Technologie und Innovation in Ostdeutschland: Ausgewählte För-













Entwicklung neuer Produkte und Verfahren



























aBundesministerium für Wirtschaft. — "Bundesministerium für Forschung und

































Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft.41
Einen fachlichen Schwerpunkt der Förderung
bildet die Informationstechnik. Die neuen Län-
der wurden in das „Förderkonzept Informati-
onstechnik" des Bundesministeriums für For-
schung und Technologie integriert. Von 1991
bis 1993 wurden die einzelnen Bereiche dieses
Forschungszweiges mit insgesamt rund 406
Mill. DM gefördert (Tabelle A7).
1993 stellten Bund und Länder gemeinsam
knapp 1 Mrd. DM zur Förderung ausgewählter
Forschungsfelder bereit (Tabelle 32). Etwa 70
vH dieses Volumens wurden von den Bundes-
ministerien für Wirtschaft und für Forschung
und Technologie finanziert, etwa 30 vH stamm-
ten aus den Haushaltsmitteln der Länder. Wäh-
rend die Bundesmittel schwerpunktmäßig für
technologiespezifische Projekte und zur Förde-
rung des Einsatzes von Forschungspersonal in
produzierenden Unternehmen eingesetzt wer-
den, dienen die Landesmittel vorrangig der
Stützung marktnaher Forschungspotentiale und
der Innovationsförderung. Eine Reihe von Vor-
haben, wie industrielle Gemeinschaftsforschung
und Forschungskooperationen, technologieori-
entierte Untemehmensgründungen und der Ein-
satz von FuE-Personal in der Industrie werden
ausschließlich mit Bundesmitteln gefördert.
Eine detaillierte Auswertung für die drei wich-
tigsten Forschungsförderprogramme des Bun-
desministeriums für Wirtschaft für das Jahr
1993 läßt erkennen, daß die verfügbaren Mittel
vollständig ausgeschöpft wurden und daß viele
Firmen gleich für mehrere Projekte Fördermit-
tel beantragt haben (Tabelle A8). Gemessen am
Bevölkerungsanteü nehmen Sachsen und Thü-
ringen, zum Teil auch Berlin, im überdurch-
schnittlichen Maße Mittel in Anspruch. Dies
stützt die Vermutung, daß die traditionellen
Forschungszentren auch künftig wichtige For-
schungsstandorte sein werden.
Gesamtwirkung der Investitionsförderung
Von 1990-1993 wurden in den drei großen
Feldern der Förderung — gewerbliche Investi-
tionen, Infrastrukturinvestitionen, Verbesserung
der Rahmenbedingungen — Mittel im Umfang
von rund 210 Mrd. DM bereitgestellt (Tabel-
le 33). Die dadurch begünstigten Investitionen
wurden zu 86 vH auch in diesem Zeitraum
durchgeführt bzw. begonnen. Das geförderte
Investitionsvolumen läßt sich indes nur für die
einzelnen Programme genau angeben, eine
Addition der Einzelangaben kann über das Ge-
samtvolumen keinen Aufschluß geben, da die
einzelnen Programme kumulativ in Anspruch
genommen werden. Überschneidungen gibt es
sowohl zwischen den verschiedenen Maßnah-
men zur Förderung der gewerblichen Investitio-
nen als auch zwischen der Förderung gewerbli-
cher Investitionen und den Maßnahmen zur
Verbesserung der Rahmenbedingungen. Für
den Zeitraum von 1990-1992 (1993) werden
die Investitionsausgaben in Ostdeutschland auf
222 Mrd. DM (342 Mrd. DM) veranschlagt.
Davon seien bis 1992 etwa 150-155 Mrd. DM
durch Fördermittel mitfinanziert worden.
5
3
Die Wirkung der Förderkredite ist nicht
leicht zu beurteilen, denn sie kann nicht einfach
aus dem Volumen der bewilligten Kredite abge-
leitet werden. Um die Programme bewerten zu
können, ist es notwendig, die Subventionswerte
zu berechnen und Annahmen über deren Effekt
auf die Investitionstätigkeit zu machen.
5
4 Dabei
ergibt sich für alle Instrumente, daß ihr Sub-
ventionswert regelmäßig unter dem Fördersatz
liegt. In welchem Maße das der Fall ist, hängt
vom konkreten Einzelfall ab. Da in der Regel
mehrere Fördermöglichkeiten gleichzeitig in
Anspruch genommen werden, dürfte es im all-
gemeinen der Gesamtumfang der Förderung
sein, der einem Investor die Durchführung sei-
nes Projekts ermöglicht. Einer gemeinsamen
Umfrage des Ifo-Instituts und des Instituts für
Wirtschaftsforschung Halle zufolge hat die In-
vestitionsförderung bewirkt, daß 1992 von den
befragten Unternehmen
- 37 vH überhaupt erst investieren konnten,
- 33 vH mehr investieren konnten,
- 16 vH früher investieren konnten und
-knapp 18vH der Investitionsförderung
keine dieser Wirkungen zuschrieben.
5
5
Die Wirkung, die die Investitionsförderung
mit ihren verschiedenen Komponenten im kon-
kreten Einzelfall entfalten kann, läßt sich im
Rahmen von Modellrechnungen darstellen.
5
642
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Sonstige öffentliche Investitionen und Zuschüsse
des Bundes
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes"*
1
Verbesserung von Rahmenbedingungen
Wohnungs- und Städtebau (Zuschüsse und Kredite)
Forschung und Entwicklung
Umweltschutz
aQuantifizierung nicht möglich. — "Bundesanteil. —
 cSteuermindereinnahmen (Schätzung). — "Sonderabschreibun-
gen (Schätzung); Investitionszulage bis Ende 1993 (Ist-Zahlen). —
 eDurch steuerliche Hilfen gefördertes Investitions-
volumen 1990-1993; darin enthalten ca. 45 Mrd. DM in 1993, für die die Investitionszulage erst abfließt. — *im Bau-
bereich einschließlich Zulieferindustrie (pro Jahr geschätzt nach Durchschnittswerten). — SOhne Gemeindeanteil bei
der kommunalen Investitionspauschale. — "Investive überbetriebliche Maßnahmen. —*Ohne Sofortprojekte. — JEin-





























































Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft.
Die Fördermaßnahmen verbessern sowohl die
Rentabilität der Investition als auch die Liquidi-
tät des Unternehmens. Die Rentabilitätsverbes-
serung, die durch die Förderung in Ostdeutsch-
land bewirkt werden kann, läßt sich messen als
die Differenz der Barwerte der Einnahmeüber-
schüsse einer Ost- und einer Westinvestition
bezogen auf die — identischen — Anschaf-
fungskosten. Diese Differenz mißt das Förder-
gefälle als den Rentabilitätsunterschied, der
durch die Fördermaßnahmen bewirkt wird. Eine
typische Ausrüstungsinvestition in Ostdeutsch-
land,
5
7 für die die Förderung durch Zuschuß
(23 vH), Zulage (8 vH), Sonderabschreibungen
und Wegfall der ertragsunabhängigen Steuern
genutzt wird, erreicht dabei gegenüber der
Westinvestition einen Rentabilitätsvorsprung
von gut 20 vH. Für einen lokalen Investor, der
die 20prozentige Zulage nutzen kann bzw.
konnte, ergibt sich sogar eine Rentabilitätsver-
besserung von fast 30 vH.
5
8 Es ist jedoch nicht
generell so, daß die lokalen Investoren von der
Förderung stärker profitieren als gebietsfremde.
Letztere profitieren von der Förderung vor al-
lem dann, wenn sie im Rahmen der Sonderab-




Investoren, die oft nur über wenig Eigenkapital
verfügen, ist die Liquiditätsverbesserung, die
durch die Förderung im ersten Jahr der Investi-
tion erreicht werden kann, besonders wichtig.
Der Liquiditätseffekt übersteigt in der Regel
den Rentabilitätseffekt. Für den oben skizzier-
ten Förderfall sind die Einnahmeüberschüsse43
einer Ostinvestition im ersten Jahr um 41 vH
(51 vH bei einem lokalen Investor) größer als
bei einer vergleichbaren Westinvestition.
Unter großen Vorbehalten steht der Versuch,
die Beschäftigungswirkung der Förderpro-
gramme zu quantifizieren. Zum einen werden
die Unternehmen in ihren Förderanträgen dazu
neigen, die Arbeitsplatzeffekte möglichst hoch
anzusetzen, zum anderen erscheinen die durch
eine einzelne Investitionsmaßnahme gesicher-
ten bzw. geschaffenen Arbeitsplätze so oft in
der Förderstatistik, wie verschiedene Förderun-
gen in Anspruch genommen werden. Es dürfte
also in einem erheblichen, wenn auch kaum ab-
zuschätzenden Umfang Mehrfachzählungen ge-
ben.
Die Gesamtwirkung der Investitionsförde-
rung ist nicht nur im Hinblick auf den Umfang
der angestoßenen Investitionen und der ausge-
lösten Beschäftigungseffekte schwer einzu-
schätzen. Ebenso schwierig ist es, die Frage
nach den Förderschwerpunkten zu beantworten.
Zwar können für die einzelnen Programme die
Begünstigten anhand der Vergabekriterien und
der Förderstatistiken identifiziert werden, für
die Summe aller Programme läßt sich diese
Frage jedoch nicht ohne weiteres beantworten.
Angesichts der Vielzahl und der Vielfalt der
angewendeten Fördermaßnahmen ist es sogar
plausibel anzunehmen, daß es keine ausgepräg-
ten Förderschwerpunkte gibt, sondern daß von
der Förderung insgesamt eine große Breiten-
wirkung ausgeht. Die gleiche Breitenwirkung
ließe sich allerdings auch mit einem einfache-
ren Förderinstrumentarium und folglich einem
geringeren Aufwand erreichen.
4. Investitionsförderung durch die
Treuhandanstalt
Investitionen in Ostdeutschland wurden in den
vergangenen Jahren in erheblichem Maße auch
durch die Treuhandanstalt begünstigt. Sie hat
im Zuge der Privatisierung mit den Käufern In-
vestitionszusagen ausgehandelt, die sich insge-
samt auf fast 130 Mrd. DM belaufen.
Die Investitionszusagen, die in den meisten
Fällen mit Arbeitsplatzzusagen verknüpft wa-
ren, haben in der Regel zu Abschlägen vom
Kaufpreis geführt. In vielen Fällen hat die
Treuhandanstalt auch andere Arten der Be-
günstigung gewählt, wie den temporären Ver-
lustausgleich, die Ausstattung mit Eigenkapital
oder die Übernahme von Altlasten. Alle diese
Zugeständnisse laufen, verbunden mit den
Preisabschlägen für die Investitionszusagen, auf
eine verdeckte Investitionsförderung hinaus.
Unternehmen, die durch die Treuhandanstalt
gefördert wurden, waren von der Inanspruch-
nahme der übrigen Investitionsförderpro-
gramme nicht ausgeschlossen. Das dürfte häu-
fig zu einer sehr hohen Beteiligung des Staates
an den Investitionen im Zusammenhang mit der
Privatisierung geführt haben. Die privaten In-
vestoren und die Banken wurden dadurch in
vielen Fällen sehr weitgehend aus dem unter-
nehmerischen Risiko entlassen.
Quantifizieren läßt sich die Investitionsförde-
rung durch die Treuhandanstalt nicht. Dazu
müßte man den Kaufpreis eines veräußerten
Unternehmens mit seinem tatsächlichen
Marktwert vergleichen können. Beachtlich wird
in den nächsten Jahren der Umfang derjenigen
Investitionen sein, die im Gefolge von Zusagen
an die Treuhandanstalt durchgeführt werden.
Allein für 1995 belaufen sich die Zusagen auf
rund 20 Mrd. DM.
5. Revision der Förderpolitik:
Wirtschaftspolitische
Überlegungen
Die Intensität der Investitionsförderung ist im
ganzen gesehen außerordentlich hoch, darauf
deuten die Förderstatistiken hin, und die Mo-
dellrechnungen belegen es. Die Förderung hat
— wie beabsichtigt — Investitionsentscheidun-
gen spürbar zugunsten Ostdeutschlands beein-
flußt. Gerade jetzt am Ende des Privatisie-
rungsprozesses stellt sich allerdings die Frage,
ob die hohe Intensität der staatiichen Förderung
weiterhin angemessen ist. Geht die Förderung
über das hinaus, was zum Ausgleich zeitweili-
ger Standortnachteile erforderlich ist, so werden
auch Investitionen angeregt, die unter Markt-
bedingungen niemals rentabel wären. Es besteht44
die Gefahr, daß aus ihnen Subventionsfälle
werden, die zu einer dauerhaften Fehlallokation
von Ressourcen führen.
Grundgedanke der bisherigen Förderung in
Ostdeutschland ist es gewesen, durch Subven-
tionen die Aufbau- und Anpassungsprozesse
voranzutreiben. In den fünf Jahren, die seit der
Wende vergangen sind, haben sich die Stand-
ortbedingungen in Ostdeutschland schrittweise
verbessert: Sanierung und Modernisierung der
öffenüichen Infrastruktur sind vorangekommen.
Die Privatisierung der ehemals staatseigenen
Betriebe und der Umbau der öffenüichen Ver-
waltung sind weitgehend abgeschlossen. Die
Standortnachteile im Verhältnis zu den westli-
chen Bundesländern — gemessen an Sachkapi-
talausstattung, Produktivität und Lohnkosten —
verringern sich kontinuierlich. Sie stellen im-
mer weniger eine Belastung für die Rentabilität
der Investitionen dar.
Die ostdeutsche Wirtschaft muß nun, wie es
der Sachverständigenrat zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem
jüngsten Jahresgutachten formuliert hat, den
Weg in die Normalität finden: „Normalität be-
deutet, daß die Unternehmen sich ohne Sub-
ventionen am Markt behaupten und dabei die
Löhne erwirtschaften können, daß Arbeitswil-
lige in ihrer großen Mehrzahl Beschäftigung
finden ...".
6
0 Eine Umgestaltung und schritt-
weise Reduzierung der Förderung in Ost-
deutschland erscheint aus zwei Gründen ange-
zeigt: (1) weil die temporären Standortnachteile
an Bedeutung verlieren und die grundlegenden
langfristigen Standortvorteile Ostdeutschlands
immer deuüicher sichtbar werden; (2) weil der
gegenwärtige Konjunkturaufschwung der beste
Zeitpunkt ist, um eine marktmäßige Selektion
zwischen erfolgreichen und nicht erfolgreichen
Unternehmen einzuleiten. Im Aufschwung sinkt
die Schwelle, die ein Unternehmen erreichen
oder überschreiten muß, um sich auf Dauer am
Markt zu behaupten. Und wer es jetzt im Auf-
schwung nicht schafft, hoch zu kommen, dem
wird es auch in späteren, konjunkturell weniger
günstigen Phasen kaum gelingen, sich aus eige-
ner Kraft „über Wasser zu halten".
Für die Förderaktivitäten bedeutet dies, daß
sie zwar weitergeführt, jedoch grundlegend
umgestaltet werden sollten. Dabei sollten eine
höhere Zielgenauigkeit, eine größere Transpa-
renz und eine einfachere Handhabung die
Richtschnur sein. Konkret bedeutet das:
- Der Umfang der Förderung sollte schritt-
weise vermindert werden. Das Förderge-
fälle zwischen alten und neuen Bundes-
ländern sollte schrittweise, doch fühlbar
eingeebnet werden. Maßnahmen sollten
degressiv ausgestaltet und befristet sein.
- Die Vielfalt der Förderprogramme sollte
kräftig reduziert werden.
- Die Vergabe der Fördermittel sollte ver-
einfacht werden.
Eine größere Transparenz und eine einfa-
chere Handhabung würden auch dem Anliegen
einer höheren Zielgenauigkeit Rechnung tragen.
Das Instrument der Basisförderung könnte eine
Investitionszulage sein, die im Prinzip allen In-
vestoren zusteht, die Schritt für Schritt gemin-
dert wird und spätestens zur Jahrhundertwende
ausläuft. Damit dürften die anpassungsbeding-
ten Fördertatbestände weitgehend abgedeckt
sein. Eine solche Basisförderung könnte ergänzt
werden durch ein kleines Bündel von Pro-
grammen, die sich auf spezielle Fördertatbe-
stände richten:
- ein Programm zur Förderung von For-
schung und Entwicklung, wenn die Inno-
vationskraft der Unternehmen gestärkt
werden soll;
- ein Mittelstandsprogramm, wenn die Ei-
genkapitalbasis kleiner und mittlerer Un-
ternehmen verbreitert werden soll;
- ein Existenzgründungsprogramm, wenn
neuen Unternehmen und Unternehmern
Starthilfe gegeben werden soll;
- ein Regionalprogramm, wenn es gilt, der
politischen Verpflichtung des Grundgeset-
zes zur Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse im Bundesgebiet nachzu-
kommen.
Die speziellen Förderprogramme sollten
bundeseinheitlich durchgeführt werden. Dies
verlangt eine Umorientierung insbesondere von
der Regionalförderung: Sie wird sich zuneh-45
mend von einem Denken in den Kategorien
„Ost" und „West" trennen müssen. Im Laufe
der Zeit wird sich herausstellen, daß es auch in
Ostdeutschland wachstumsstarke Regionen

























































































































Quelle: Ifo; Statistisches Bundesamt; Treuhandanstalt.46
Tabelle A2 — Geplante oder vorgenommene Investitionen im Verarbeitenden Gewerbe Ostdeutschlands, für die ein Zu-
schuß beantragt wurde,
a nach dem Jahr ihrer Bewilligung, nach der Größe der Investition, nach der Art und nach der
Dauer des Vorhabens 1992-1994 (Struktur in vH)
Vorhaben mit Investitionen von ...
unter 0,5 Mill. DM
0,5 Mill. DM bis unter 1 Mill. DM
1 Mill. DM bis unter 2,5 Mill. DM
2,5 Mill. DM bis unter 5 Mill. DM
5 Mill. DM bis unter 10 Mill. DM
10 Mill. DM bis unter 100 Mill. DM









innerhalb eines Kalenderjahres abgeschlossen sind
im ersten Kalenderjahr nach Beginn abgeschlossen sind
im zweiten Kalenderjahr nach Beginn abgeschlossen sind












































































































































Quelle: Bundesamt für Wirtschaft; Berechnungen des DIW.
Tabelle A3 — Durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau mitfinanzierte Investitionen des industriellen Mittelstandes nach
dem Jahr ihrer Bewilligung, nach dem Investitionsziel und nach Art der Investitionsgüter 1991-1994 (Struktur in vH)
Von den Investitionen















































































Quelle: Kreditanstalt für Wiederaufbau; Berechnungen des DIW.47
Tabelle A4 — Zinssätze wichtiger Förderprogramme

























aIn den westlichen Bundesländern liegen Effektiv- und Nominalzinssätze bei
halben Prozentpunkt höher. —
 bl.-3. Jahr zinslos, 4. Jahr 2 vH, 5. Jahr 3 vH,
gig vom Marktzins). —















den meisten Programmen um etwa einen
6. Jahr 5 vH, 7.-10. Jahr 8-9 vH (abhän-
Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft.
Tabelle A5 — Verteilung der mit GA-Mitteln geförderten Investitionen nach Betriebsgrößenklassen und Ländern in







































































Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft.48
Tabelle A6 — Finanzierungsstruktur der durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau geförderten Investitionen in

















































































































Quelle: Kreditanstalt für Wiederaufbau.
























































schwung Ost" zusätzlich Einrichtungen der gewerblichen Wirtschaft mit insgesamt rund 9,9 Mrd. DM gefördert.
Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie.49
Tabelle A8 — Förderung der marktvorbereitenden Forschung, der Innovations- und der Personalförderung durch das

















































































































Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft.50
Anmerkungen
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169, 176, 178,183,190/191, 198/199, 205/206, 218/219, 231 und 236/237 veröffentlicht, vom Deutschen
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9 Vgl. dazu die Fallstudie Halle-Leipzig in Abschnitt II.4.
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0 Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (Hrsg.), Handbuch der DDR-Wirtschaft. Reinbeck 1984, S. 68.
1* Die sich verschlechternde Relation von Exporterlösen und Herstellungskosten zeigt sich an der Entwick-
lung des Werts der sogenannten Valutamark, einer internen Verrechnungseinheit der DDR für die Bewer-
tung von Exportlieferungen ins westliche Ausland. Wurde 1980 die Mark der DDR mit 0,42 Valutamark
bewertet, waren es 1988 nur noch 0,23 Valutamark.
1
2 Für das Verarbeitende Gewerbe in der Bundesrepublik wurde für dasselbe Jahr nach einer etwas anderen
Berechnungsmethode ein Durchschnittsalter der Ausrüstungen von rund acht Jahren ermittelt.
1
3 Gerhard Schürer et al., Vorlage für das Politbüro der SED. Betreff: Analyse der ökonomischen Lage der
DDR mit Schlußfolgerungen. Berlin, 30. Oktober 1989, S. 5 (als Manuskript vervielfältigt).
1
4 Es mußte beispielsweise auch ein Automobilzuliefererwerk stillgelegt werden, das — Ironie des Schicksals
— erst im November 1989 eröffnet worden und mit modernster, aus Westeuropa stammender Ferti-
gungstechnik (z.B. mit Robotern) ausgestattet war. Es war auf die Herstellung von Vergasern ausgerichtet,
die in die DDR-Pkw „Wartburg" und „Trabant" eingebaut werden sollten. Weil die Produktion dieser
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^ Zur Zeit berechnet das DIW zusammen mit dem Statistischen Bundesamt das nach Bestandteilen und Sek-
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(einschließlich Subventionen) nicht überschritten.
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8 Peter Jäckel, Neue Bundesländer: Weiterer Anstieg der Industrieinvestitionen. Ifo-Schnelldienst,
Nr. 24/1994.
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